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EU‑Migration macht den weitaus größten Teil der Nettozuwanderung nach Deutsch‑
land aus.1 Zugleich aber kommt der stark heterogenen Gruppe der EU‑Migrant:innen 
im Kontext integrationspolitischer Bestrebungen bzw. Maßnahmen, die auf die lokale 
Integration von Migrant:innen abzielen, eine vergleichsweise geringe Aufmerksamkeit 
zu. Fehlende Angebote zur Integration hemmen wiederum den Bleibewunsch dieser 
Menschen. Insbesondere ländliche Regionen profitieren jedoch von einem auf Dauer 
angelegten Zuzug von EU‑Migrant:innen, um einem weiterhin zunehmenden Fachkräfte‑
mangel, dem demografischen Wandel sowie einer Abwanderung vor allem junger 
Menschen in andere, insbesondere urbane, Räume entgegenzuwirken.

Die vorliegende Kurz‑Expertise diskutiert die Handlungsspielräume kommunaler Ver ‑ 
waltungen in ländlichen Räumen, den Zugang zu EU‑Migrant:innen zu fördern und ihre 
Integration zu stärken – über die Einbindung in den lokalen Arbeitsmarkt hinaus. Sie 
nimmt die Potenziale und Hürden solcher Maßnahmen in den Blick, die einerseits auf 
die individuelle Teilhabe von EU‑Migrant:innen insbesondere aus  südosteuropäischen 
Ländern und andererseits auf die Förderung des gesellschaftlichen Zusammenhalts 
(soziale Kohäsion) abzielen.

Dabei wird deutlich, dass es einen Paradigmenwechsel in Bezug auf EU‑Migration 
braucht – von der rein arbeitsmarktfokussierten Perspektive hin zu einem ganzheit‑
lichen Ansatz, der EU‑Migrant:innen als Mitglieder lokaler Gemeinschaften begreift 
und als solche anspricht. EU‑Migrant:innen müssen an allen gesellschaftlichen 
 Systemen teilhaben können, denn Integration umfasst gleichermaßen strukturelle, 
kulturelle und soziale Dimensionen und muss gesamtgesellschaftlich  ausgerichtet 
sein. Daraus ergibt sich ein wichtiger Gestaltungsauftrag für kommunale Akteur:innen. 
Um diesem Auftrag nachzukommen, gilt es zunächst, einen Zugang zur Zielgruppe 
der EU‑Migrant:innen zu schaffen. In einem nächsten Schritt müssen alle wichtigen 
Akteur:innen der jeweiligen Kommunen in Netzwerken zusammengebracht werden – 
darunter die EU‑Migrant:innen selbst ebenso wie Arbeitgebende und Vertreter:innen 
der Zivilgesellschaft –, um ein gemeinsames Verständnis von Herausforderungen 
und Zielen der Integration von EU‑Migrant:innen zu entwickeln. Unerlässlich ist 
es, politische Entscheidungsträger:innen frühzeitig einzubinden, um sich deren 
Unterstützung der vereinbarten Maßnahmen und Strategien zu sichern. Bei allen 
Konzepten sind Evaluation und entstehende Anpassungsbedarfe mitzudenken, um 
bedarfsgerechte Angebote zu gewährleisten. Darüber hinaus sollten bereits be‑
stehende Angebote, die sich jedoch nur an Asylsuchende bzw. Geflüchtete richten, 
für EU‑Migrant:innen geöffnet und zielgruppenübergreifend ausgeweitet werden. 
Dies gilt insbesondere mit Blick auf Sprachlernangebote. Medien‑ und Öffentlich‑
keitsarbeit müssen gezielt eingesetzt werden, um Vorurteile abzubauen, emotional 
aufgeladene Debatten umzusteuern und Negativkampagnen entgegenzuwirken. 

1  Diese Aussage bezieht sich auf den Zeitraum vor dem Angriff Russlands auf die Ukraine und der  
daraus resul tierenden Fluchtmigration nach Deutschland.
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Einleitung 
Menschen mit der Staatsangehörigkeit eines anderen Mit‑
gliedstaates der Europäischen Union (EU) machen den 
weitaus größten Teil der Nettozuwanderung nach Deutsch‑
land aus (Statistisches Bundesamt [Destatis] 2021b).  
Dabei ist die Gruppe der EU‑Migrant:innen2 sehr heterogen: 
Nach Deutschland kommen europäische Studierende, 
Pflegekräfte, Saisonarbeiter:innen, entsandte Beschäftigte, 
hochqualifizierte Fachkräfte – oftmals in Begleitung ihrer 
 Familien – und Grenzpendler:innen. Dazu kommen  Menschen 
aus anderen Ländern der EU, die zu ihren deutschen oder in 
Deutschland lebenden Lebenspartner:innen ziehen. Diese 
sehr heterogene Gruppe der EU‑Bürger:innen3 erfährt aller‑
dings im Kontext integrationspolitischer Bestrebungen bzw. 
Maßnahmen, die auf die lokale Integration von Migrant:innen 
abzielen, nur eine vergleichsweise geringe Aufmerksamkeit. 
EU‑Migrant:innen haben z. B. keinen gesetzlichen Anspruch 
auf den Besuch von Integrationskursen und damit auch nicht 
auf Sprachkursangebote; sie können eine Teilnahme jedoch 
bei geringen Deutschkenntnissen beantragen (BAMF 2022). 
Auch ehrenamtliches Engagement ist vielerorts eher auf die 
Unterstützung Geflüchteter fokussiert. Präzise Informationen 
über die Anzahl und den Wohnort von EU‑Bürger:innen 
liegen oft nicht dort vor, wo Integrationsarbeit konzipiert 
und umgesetzt wird. Fehlende Angebote zur Integration 
hemmen aber den Bleibewunsch dieser Menschen. So 
nannten EU‑Migrant:innen in Berlin in einer Befragung „als 
häufigstes Motiv für einen Fortzug aus Deutschland [...] die 
fehlende soziale Integration“ (Siegert et al. 2021: 66 f.).4 

2  Das der Kurz‑Expertise zugrunde liegende Verständnis von Migration 
bzw. Migrant:innen schließt dabei auch Menschen ein, die sich seit 
weniger als zwölf Monaten in Deutschland aufhalten.

3  Die Begriffe EU‑Migrant:innen und EU‑Bürger:innen werden in dieser 
Kurz‑Expertise synonym verwendet. Beide Begriffe bezeichnen nach 
Deutschland zugewanderte Menschen, die Bürger:innen eines anderen 
Mitgliedstaats der Europäischen Union sind.

4  Mehrsprachige Online‑Befragung (Mai –Juli 2019) von 2.702 neu‑
zugewanderten Unionsbürger:innen aus Rumänien, Italien, Bulgarien, 
Spanien, Polen und Frankreich in Berlin.

Dieser Sachverhalt reiht sich in die seit Jahrzehnten kontro‑
vers geführte Debatte um Vorzüge und Risiken der Freizügig‑
keit von EU‑Bürger:innen innerhalb der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union ein.5 Handelt es sich insbesondere bei 
der Ausweitung der Freizügigkeit auf die sogenannten EU‑2 
Staaten Bulgarien und Rumänien um eine Erfolgsgeschichte – 
gesellschaftlich, wirtschaftlich und für die EU‑Migrant:innen 
selbst? Welchen Potenzialen und welchen Herausforde‑
rungen sehen sich lokale Gemeinschaften infolge der Migra‑
tion von EU‑Bürger:innen gegenüber? Welche Strategien 
führen zu einer gelingenden Integration und Teilhabe von 
EU‑Migrant:innen vor Ort? Diese Fragen stellen sich insbe‑
sondere in ländlichen Räumen, wo sich EU‑Migrant:innen im 
Vergleich zu anderen Gruppen von Migrant:innen häufiger 
niederlassen (Kovacheva und Cyrus 2020). Dort sind sie 
ebenso als Fachkräfte wie als Saisonarbeitskräfte in der 
Landwirtschaft, in großen Logistikzentren oder Industriebe‑
trieben, darunter der fleischverarbeitenden Industrie, tätig. 
Herausforderungen wie dezentrales Wohnen bei geringer 
Mobilität, mangelndes Wissen über Rechte und Unterstüt‑
zungsangebote sowie eine hohe Abhängigkeit von Arbeit‑
gebenden erschweren es insbesondere Arbeitnehmenden 
mit niedrigem Bildungsniveau und geringen deutschen 
Sprachkenntnissen, sich selbstständig vor Ort zu vernetzen 
und Perspektiven zu schaffen. Zugleich haben viele Kommu‑
nen ein Interesse daran, EU‑Migrant:innen zum Bleiben zu 
motivieren, um z. B. dem zunehmenden Fachkräftemangel in 
der lokalen Wirtschaft und dem demografischen Wandel zu 
begegnen. Die Attraktivität ländlicher Räume hängt jedoch 
auch vom Vorhandensein integrationsfördernder Strukturen 
und Angebote ab (Gluns et al. 2021). 

5  Siehe dazu z. B. Brücker et al. (2013), Engler und Weinmann (2015) 
oder Wolf (2021).
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Die Land.Zuhause.Zukunft6‑Programmlandkreise und weitere 
kommunale Vertreter:innen identifizierten die EU‑Migration 
und die damit verbundenen Herausforderungen und Poten‑
ziale für lokale Gemeinschaften wiederholt als Kernthema.7 
Insbesondere Fragen in Zusammenhang mit der Erreichbarkeit 
von EU‑Migrant:innen treiben viele in der Integrationsarbeit 
engagierte Haupt‑ und Ehrenamtliche um: Wie erhalte ich 
Zugang zu unterschiedlichen Gruppen von EU‑Migrant:innen? 
Wie lassen sich Kontakte herstellen und Vertrauen aufbauen? 
Welche Ansätze gibt es, um EU‑Migrant:innen erfolgreich  
in die lokale Gemeinschaft einzubinden? Wann und wie ist 
es sinnvoll, mit Arbeitgebenden zusammenzuarbeiten,  
um EU‑Migrant:innen zu erreichen, zu informieren und zu 
beraten? 

Die vorliegende Kurz‑Expertise greift diese Fragen auf und 
diskutiert die Handlungsspielräume kommunaler Verwaltun‑
gen, den Zugang zu EU‑Migrant:innen zu fördern und somit 
ihre Integration8 zu stärken – über die Einbindung in den 
lokalen Arbeitsmarkt hinaus. Sie nimmt die Potenziale und 
Hürden solcher Maßnahmen in den Blick, die einerseits auf 
die individuelle Teilhabe von EU‑Migrant:innen und anderer‑
seits auf die Förderung des gesellschaftlichen Zusammen‑
halts (soziale Kohäsion) abzielen. Dabei werden solche 
Ansätze untersucht, die Kooperationen und Netzwerke zwi‑ 
schen den Kreisverwaltungen und anderen Behörden  
sowie lokalen Wirtschaftsakteur:innen und Vertreter:innen 
der Zivilgesellschaft vorantreiben. Voraussetzung für  
all diese Ansätze ist der Kontakt bzw. Zugang zu EU‑ 
Migrant:innen. Alle in dieser Kurz‑Expertise beleuchteten 
Praxisbeispiele fokussieren daher diese Dimension der 
Integrationsarbeit.

6  Mit dem Programm Land.Zuhause.Zukunft unterstützen die Robert 
Bosch Stiftung (RBSG) und die Universität Hildesheim (SUH) Land‑
kreise mit ihren vielfältigen Akteur:innen dabei, innovative Ansätze  
für die Integration und Teilhabe von Zugewanderten in ländlichen 
 Räumen weiterzuentwickeln.

7  Unter anderem wurde im Sommer 2020 eine Online‑Befragung 
durch geführt, die sich an Integrationsverantwortliche in deutschen 
Kommunal verwaltungen in ländlichen Räumen richtete, und die über 
den Deutschen Landkreistag verbreitet wurde. Es nahmen 78 Ver‑
waltungsvertreter:innen aus 76 Landkreisen teil.

8    Die hier verwendete Definition von Integration umfasst sowohl die Teil‑
habe von Migrant:innen an gesellschaftlichen Systemen (z. B. Bildung, 
Arbeit und Gesundheit) als auch den Aufbau sozialer Kontakte und Be‑
ziehungen am Wohnort und die Einbindung in Angebote und Strukturen 
der lokalen Gemeinschaft (z. B. Vereine) (Gluns et al. 2021).

Die zugrunde liegende These der Kurz‑Expertise lautet: 
Die Integration von EU‑Migrant:innen in den Arbeitsmarkt 
ist nicht alles; die Teilhabe am Arbeitsmarkt ist nur eine 
(Teil‑)Dimension sozialer Integration (Heckmann 2015).9 
Darüber  hinaus bestehen diverse Bedarfe z. B. hinsichtlich 
der so zialen Einbindung am Wohnort, der Wahrnehmung 
von  Bildungs‑ und Qualifizierungsangeboten, der Kinder‑
be treuung und der rechtlichen Beratung, die häufig nicht in 
ausreichendem Maße abgedeckt sind. Vor diesem Hinter‑
grund zeigt die Kurz‑Expertise durch kommunale Verwaltun‑
gen initiierte Praxisbeispiele auf, denen trotz unterschied‑
licher Ansätze und Umsetzungsstände ein zentrales Ziel 
gemein ist: Sie suchen nach Lösungen, um EU‑Migrant:innen 
1) (besser) an ihren Wohn‑ und Arbeitsorten zu erreichen, 
2) über Sprachförderungs‑ und Beratungsangebote zu infor‑
mieren und 3) auf diese Weise ein besseres Ankommen und 
Leben in der lokalen Gemeinschaft zu ermöglichen. Letzte‑
res zielt zugleich auf die Stärkung des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts vor Ort ab, der unmittelbar von den sozialen 
Beziehungen zwischen allen Mitgliedern einer Gemein‑
schaft abhängt. 

Die Kurz‑Expertise greift neben einer umfassenden  
Literaturschau auf eigene Beiträge von Vertreter:innen der  
Land.Zuhause.Zukunft‑Programmlandkreise Landkreis 
Börde, Burgenlandkreis, Landkreis Oldenburg und Schwalm‑ 
Eder‑Kreis, auf Daten einer Umfrage unter EU‑Migrant:innen 
im Landkreis Oldenburg sowie auf Ergebnisse einer  
Stakeholder‑Gesprächsrunde im Landkreis Dahme‑Spree‑
wald zurück.

9  Heckmann (2015) unterscheidet in Anlehnung an Esser (2001) vier 
 Dimensionen innerhalb der sogenannten Sozialintegration von 
Migrant:innen: strukturelle Integration, kulturelle Integration, soziale 
Integration und identifikative Integration. Strukturelle Integration ist 
dabei diejenige Dimension, die auch die Teilhabe am Arbeitsmarkt 
umfasst.
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Im Jahr 2019 zogen insgesamt 593.987 Personen mit einer 
Staatsangehörigkeit anderer europäischer Staaten nach 
Deutschland. Im ersten Halbjahr 2020 sank diese Zahl auf  ‑ 
grund der Covid‑19‑Pandemie auf 226.040 EU‑Bürger:innen 
(Graf 2020). Dennoch tragen EU‑Migrant:innen weiterhin 
am meisten zur Nettozuwanderung von nicht deutschen 
Personen bei und machen den größten Anteil der in Deutsch‑
land lebenden Bevölkerung mit eigener Migrationsgeschichte 
aus (Statistisches Bundesamt [Destatis] 2021a; Statistisches  
Bundesamt [Destatis] 2021b).

Mit Blick auf die geografische Verteilung von EU‑Migrant:in‑
nen in Deutschland ist ein starker Unterschied zwischen 
ost‑ und westdeutschen Bundesländern zu beobachten. 
In keinem der fünf ostdeutschen Länder leben deutlich 
mehr als 20 EU‑Migrant:innen pro 1.000 Einwohner:innen. 
In westdeutschen Bundesländern sind dies mindestens 
30 EU‑Migrant:innen pro 1.000 Einwohner:innen – oftmals 
jedoch weit darüber hinaus. Obwohl sich  EU‑Migrant:innen 
im Vergleich zu Drittstaatangehörigen10 häufiger in ländlichen 
Räumen niederlassen, lebt die Mehrheit der EU‑Migrant:in‑
nen ebenfalls in urbanen Räumen (Baas 2019: 18; Statis‑
tisches Bundesamt [Destatis] 2021a: 479 ff.; Dubois und 
Lutz 2021) .

10   Drittstaatsangehörige sind Bürger:innen von Staaten, die keine Mit‑
gliedstaaten der Europäischen Union sind.

Ungeachtet dieser übergreifenden Trends ist die Vielseitig‑
keit der EU‑Migration hervorzuheben: Sie umfasst Personen, 
die als häusliche Pflegekräfte oder Saisonarbeiter:innen 
wiederholt für kurze Aufenthalte nach Deutschland ein‑
reisen. Schätzungsweise 300.000 bis 600.000 häusliche 
Betreuungskräfte arbeiten in Deutschland (Skwarek 2021). 
Hinzu kamen im Jahr 2019 rund 275.000 Saisonarbeitskräfte 
in der Landwirtschaft, von denen der bei weitem größte 
Anteil aus Ländern der EU, insbesondere aus Rumänien, 
stammt (Lechner 2020; Luig 2021). Beide Gruppen machen 
einen erheblichen Teil der EU‑Migration nach Deutschland 
aus. EU‑Migration schließt jedoch ebenso Studierende aus 
dem EU‑Ausland ein, die für ein Auslandssemester oder 
für das gesamte Studium nach Deutschland ziehen. Auch 
der Zuzug hochqualifizierter Fachkräfte mit der Staatsbür‑
gerschaft eines anderen EU‑Mitgliedstaates fällt unter die 
EU‑Migration ebenso wie die Pendler:innen, die während 
ihrer Arbeitstage in Deutschland leben und in ihrer Freizeit 
nach Polen, Tschechien, Niederlande usw. zurückkehren. 

All diesen Gruppen ist gemein, dass ein Großteil der Per‑
sonen sich temporär, also nicht dauerhaft in Deutschland 
aufhält. Zirkuläre Migration, d. h. das mehrfache Ein‑ und 
Ausreisen für jeweils vergleichsweise kurze Aufenthalte, 
gilt daher als „Regelmigration“ von EU‑Migrant:innen in 
Deutschland (Siegert et al. 2021; Baas 2019). Insbesondere 
mit Blick auf die Herkunftsländer Bulgarien, Polen und  
Rumänien ergibt sich laut Kovacheva und Cyrus das Bild einer   
„gespaltenen Migration“, die teilweise auf Dauerhaftigkeit 
angelegt, teilweise temporär ausgerichtet ist (Kovacheva 
und Cyrus 2020).

Migration aus Ländern der 
Euro päischen Union
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Hauptsache Arbeit? Der struktu‑
relle Rahmen von EU‑Migration in 
Deutschland

Politische Bestrebungen im Bereich der EU‑Migration sind 
ebenso wie deren rechtliche Normierung auf unterschied‑
lichen (politischen) Ebenen angesiedelt. Bemerkenswert 
ist dabei, dass infolge der historischen Entwicklung der 
Personenfreizügigkeit in der Europäischen Union ein Groß‑
teil der gesetzgeberischen Aktivitäten noch immer eng auf 
EU‑Migrant:innen in ihrer Rolle als Arbeitnehmende fokus‑
siert ist.11  
 
Die Europäische Union strebt eine möglichst uneinge‑
schränkte Bewegungsfreiheit für Unionsbürger:innen 
innerhalb und zwischen den EU‑Mitgliedstaaten an. Die 
Bundesregierung ist verpflichtet, die damit einhergehenden 
Regelungen ebenso wie die Bestimmungen zum Schutz von 
Unionsbürger:innen bei der Inanspruchnahme ihrer Frei‑
zügigkeitsrechte umzusetzen. Dennoch gibt es Widerstände 
gegen sogenannte „Armutszuwanderung“ bzw. „Einwande‑
rung in die Sozialsysteme“ (Absenger und Blank 2015; Kurten‑
bach 2017: 201 ff.; Kurtenbach und Bogumil 2014: 207 ff.).

11   Eine ausführliche Darstellung und Diskussion des rechtlichen  
und  politischen Rahmens liefern z. B. Pfeffer‑Hoffmann (2021)  
sowie  Kovacheva und Cyrus (2020).
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Infobox 1

Rechtlicher Rahmen der EU‑Migration 
 
Die Europäische Union hat in den Artikeln 20, 21 und 45 des Vertrages über die Arbeitsweise der  
Europäischen Union (AEUV) die Grundsätze der Personenfreizügigkeit und Arbeitnehmer:innen‑
freizügigkeit geregelt. Sie legen im Kern fest, dass sich alle Unionsbürger:innen auf dem Gebiet der 
Europäischen Union frei bewegen und eine Arbeit aufnehmen können. 
 
„Jeder Unionsbürger hat das Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten vorbehaltlich der in den 
Verträgen und in den Durchführungsvorschriften vorgesehenen Beschränkungen frei zu bewegen 
und aufzuhalten.“ (Art. 21 AEUV) 

„Innerhalb der Union ist die Freizügigkeit der Arbeitnehmer gewährleistet.“ (Art. 45 [1] AEUV) 
 
Diese Grundsätze sind unter anderem in der Freizügigkeitsrichtlinie (2004/38/EG), der Arbeitnehmer‑
freizügigkeits verordnung (492/2011/EU) und der Richtlinie über Arbeitnehmerrechte im Rahmen der 
Freizügigkeit (2014/54/EU) konkretisiert. Darüber hinaus beinhaltet die Verordnung zur Koordinierung 
der Systeme der sozialen Sicherheit Vorschriften zum Schutz der Ansprüche der sozialen Sicherheit  
für Personen, die sich innerhalb der EU bewegen (883/2004/EG).  

Die Bestimmungen der Freizügigkeitsrichtlinie zur Personen‑, Arbeitnehmer‑ und Niederlassungsfreiheit 
hat die Bundes republik Deutschland im Rahmen des Freizügigkeitsgesetzes im Jahr 2004 in deutsches 
Recht überführt (Freizügigkeitsgesetz/EU). Die Richtlinie über Arbeitnehmerrechte im Rahmen der 
Freizügigkeit setzte die Bundesregierung im Jahr 2016 unter anderem mit der Einrichtung einer „Gleich‑
behandlungsstelle für EU‑Arbeitnehmer bei der Beauf tragten der Bundesregierung für Migration,  
Flüchtlinge und Integration“ um (BPA 2016).12 Infolge der Bestimmungen zur Personen‑ und Arbeit‑
nehmer:innenfreizügigkeit benötigen EU‑Migrant:innen auch für einen Aufenthalt von mehr als drei  
Monaten keinen Aufenthaltstitel und haben daher nur selten Kontakt zu Ausländerbehörden.  

Für EU‑Bürger:innen ist jedoch in der Regel ein Beschäftigungsverhältnis unabdingbar, um einen 
Aufenthalt von mehr als drei Monaten in einem anderen EU‑Mitgliedstaat (finan ziell) zu ermöglichen. 
Dies ist nicht zuletzt durch die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) verfestigt,  
z. B. im Fall Dano. Hier entschied der EuGH im Jahr 2014 in Bezug auf zwei nach Deutschland zuge‑
wanderte rumänische Staatsbürger:innen, dass es unter bestimmten Bedingungen mit europäischem  
Recht vereinbar sei, Unionsbürger:innen vom Bezug von Leistungen der Grundsicherung auszuschließen 
(EuGH C‑333/13). In diesem Kontext steuerte die Bundes regierung zudem im Jahr 2016 mit dem  
„Gesetz zur Regelung von Ansprüchen ausländischer Personen in der Grundsicherung für Arbeitsuch‑
ende nach dem Zweiten Buch Sozial gesetzbuch und in der Sozialhilfe nach dem Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch“ (AuslPersGrSiuSHRegG) nach und schränkte Sozialleistungen für EU‑Migrant:innen 
teilweise ein (BMAS 2020).13  

Unter anderem infolge wachsender öffentlicher Aufmerksamkeit gegenüber den Bedingungen, denen 
insbesondere viele rumänische und bulgarische Arbeitnehmende in fleischverarbeitenden Betrieben 
ausgesetzt sind, wurde zuletzt das Arbeitsschutzkontrollgesetz auf den Weg gebracht, das am 1. Juli 
2021 in Kraft trat (Arbeitsschutzkontrollgesetz). Es soll geordnete und sichere Arbeitsbedin gungen  
in der Fleischindustrie herstellen und bundesweit einheitliche Regeln zur Kontrolle der Betriebe und 
zur Unterbringung der Beschäftigten – auch in anderen Branchen – festlegen.

12   Die Gleichbehandlungsstelle hat die Aufgabe, EU‑Migrant:innen bei der Wahrnehmung ihrer Rechte zu unterstützen.

13   Eine Einschränkung der Sozialleistungen für EU‑Migrant:innen – beispielsweise für EU‑Migrant:innen, die nicht Arbeitnehmer:innen 
oder Selbstständige sind, für die ersten drei Monate ihres Aufenthalts – war jedoch bereits zuvor Realität. Im Jahr 2014 richtete 
die Bundesregierung – auch infolge des Drucks kommunaler Vertretungen und kommunaler Spitzenverbände (Deutscher Städtetag  
2013) – einen Staatssekretärsausschuss ein, der sich mit der Inanspruchnahme von Sozialleistungen durch EU‑Bürger:innen be‑
schäftigte. Der Abschlussbericht des Ausschusses machte Vorschläge für eine Reform des Freizügigkeitsgesetzes, um ‚Sozialmiss‑ 
brauch‘ sowie Belastungen der Sozialsysteme durch EU‑Migration entgegenzuwirken (BMI 2014). Weiterführende differenzierte 
Darstellungen der Debatte um Sozialleistungen für EU‑Migrant:innen bzw. Studien, die Thesen rund um den Missbrauch von 
 Sozialleistungen durch EU‑Migrant:innen widerlegen, bei Kovacheva und Cyrus (2020: 30 ff.) sowie Absenger und Blank (2015).
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Auch jenseits gesetzgeberischer Unterfangen befassen sich 
Bundes‑ und Landespolitik mit dem Thema EU‑Migration 
vor allem unter einem arbeitsmarktorientierten Gesichts‑
punkt. Beispielsweise schlossen die Bundesministerien der 
Finanzen sowie für Arbeit und Soziales gemeinsam mit dem 
Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) eine Rahmenverein‑
barung zur Zusammenarbeit, die im Juli 2021 in Kraft trat. 
So wolle man der Herausforderung begegnen, „dass viele 
ausländische Beschäftigte ihre Rechte nicht kennen und 
einem erhöhten Risiko von Arbeitsausbeutung ausgesetzt“ 
(BMAS 2021a) seien. 

Neben der Arbeitsmarktintegration von EU‑Migrant:innen 
sind die Verbesserung von Arbeitsbedingungen und Arbeits‑
schutzmaßnahmen ein wiederkehrendes Motiv politischen 
Handelns. In diesen Kontext fallen auch die im Rahmen 
der deutschen EU‑Ratspräsidentschaft verabschiedeten 
„Schlussfolgerungen des Europäischen Rates zur Verbes‑
serung der Arbeits‑ und Lebensbedingungen von Saison‑
arbeitnehmern und anderen mobilen Arbeitskräften“ (Rat 
der EU 2020), die Vertiefung der bilateralen Zusammenarbeit 
zwischen Deutschland und den sogenannten EU‑2 Ländern 
Rumänien und Bulgarien (BMAS 2021b) sowie die Bestre‑
bungen der letzten Bundesregierung zur Verstetigung und 
zum Ausbau des Informations‑ und Beratungsnetzwerkes 
„Faire Mobilität“ (BMF 2021). Letzteres ist ein 2011 etab‑
liertes Projekt des Deutschen Gewerkschaftsbundes, das 
die Verbesserung der Arbeitsbedingungen von Beschäftigten 
aus den mittel‑ und osteuropäischen EU‑Staaten auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt durchsetzen will. Seit August 2020 
hat „Faire Mobilität“ einen gesetzlichen Anspruch auf Finanz‑
mittel aus dem Bundeshaushalt. Mitarbeitende von „Faire 
Mobilität“ kooperieren bundesweit an zwölf Standorten mit 
Gewerkschaften und Beratungsstellen regionaler Träger 
(Deutscher Gewerkschaftsbund 2022). Beratung in sozialen 
Medien bietet darüber hinaus das durch die Gleichbehand‑
lungsstelle für EU‑Arbeitnehmer geförderte Projekt „MB 
4.0 – Gute Arbeit in Deutschland: Migrationsberatung in den 
sozialen Medien“ (Gleichbehandlungsstelle EU‑Arbeit‑ 
nehmer 2021).14

Zuletzt befasste sich auch die Koalitionsvereinbarung 
zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP mit dem 
Thema EU‑Migration – zunächst aus arbeitsmarktpolitischer 
Perspektive. Die Koalitionspartner:innen versprechen unter 
anderem, auch für Saisonbeschäftigte den vollen Kranken‑
versicherungsschutz ab dem ersten Tag der Einreise her‑

14   Die Gleichbehandlungsstelle für EU‑Arbeitnehmer hat im Jahr 2020 
eine umfassende Liste von Beratungsangeboten des Bundes für 
EU‑Migrant:innen zusammengestellt, die auf der Website der Gleich‑
behandlungsstelle verfügbar ist (Gleichbehandlungsstelle EU‑Arbeit‑
nehmer 2020).

zustellen und das Projekt „Faire Mobilität“ weiter zu stärken 
(SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP 2021). Darüber hinaus 
widmen sich Grüne, FDP und SPD jedoch auch dem Themen‑
feld Integration. In der Koalitionsvereinbarung heißt es:

„Für eine möglichst rasche Integration wollen wir  
für alle Menschen, die nach Deutschland kommen, 
von Anfang an Integrationskurse anbieten. Die Kurse 
müssen passgenau und erreichbar sein. Die Bedin‑
gungen für Kursträger, Lehrende und Teilnehmende 
wollen wir verbessern. [...] Dabei wollen wir insbe‑
sondere rechtskreisübergreifende, vernetzte Koope‑
ration in der kommunalen Integrationsarbeit (finan‑
ziell) stärken und weiterentwickeln. Wir schaffen ein 
Bundes programm zur Stärkung der gesellschaftlichen 
Teilhabe und Integration von Menschen aus (Süd)ost‑ 
Europa.“ (SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP 2021) 

Insbesondere der zweite Teil dieser Absichtserklärung hat 
das Potenzial, einen Paradigmenwechsel einzuleiten, indem 
EU‑Migrant:innen nicht länger primär durch die arbeits‑
marktpolitische Brille betrachtet, sondern dort unterstützt 
werden, wo sie ankommen, sesshaft werden, einer Gemein‑
schaft angehören: in den Kommunen. 

Doch Integrationsarbeit ist eine freiwillige Aufgabe der 
Kommunen in Deutschland. Eine Verpflichtung von Städten, 
Landkreisen und Gemeinden gegenüber Migrant:innen gilt 
nur in Bezug auf grundlegende Versorgungsaufgaben – etwa 
im Bereich der Gewährung von Sozialleistungen. Zudem 
müssen Kommunen das Aufenthaltsrecht vor Ort umsetzen. 
Ob eine Kommune sich darüber hinaus bei der Integration 
von Migrant:innen engagiert und die Idee einer vielfältigen 
lokalen Gemeinschaft vor Ort fördert, bleibt weitgehend der 
lokalen Politik überlassen (Gluns et al. 2021; Schammann  
et al. 2020). Hinzu kommt, dass die faktische Vielseitigkeit 
der EU‑Migration unterschiedliche Bedarfe für die Integra‑ 
tionsarbeit vor Ort aufwirft. 
 
„Auf der einen Seite gibt es die niedergelassene  
aus ländische Wohnbevölkerung mit den Unterstüt‑
zungsbedarfen zur Förderung von Integration. [...]  
Auf der anderen Seite gibt es eine fluktuierende 
ausländische Bevölkerung, die sich ohne eindeutige 
zeit liche Perspektive [...] in Deutschland aufhält und 
spezielle Unterstützungsbedarfe hat, die mit der kurzen 
Aufenthaltsdauer und oftmals ungewissen Perspekti‑ 
ven zusammenhängen.“ (Kovacheva und Cyrus 2020)
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Daher müssen Kommunen zielgruppenorientierte Lösungen 
entwickeln, die diejenigen erreichen, für die sie konzipiert 
sind. Denn die Förderung der individuellen Teilhabe von 
EU‑Migrant:innen an einer lokalen Gemeinschaft dient auch 
der sozialen Kohäsion derselben, indem sie Segregation 
verhindert und Interaktionsräume schafft. Nicht zuletzt 
profitieren insbesondere ländliche Regionen von einem auf 
Dauer angelegten Zuzug von EU‑Migrant:innen, um einem 
weiterhin zunehmenden Fachkräftemangel, dem demogra‑
fischen Wandel sowie einer Abwanderung vor allem junger 
Menschen in andere, insbesondere urbane Räume entge‑
genzuwirken. Eine aktive Integrationsarbeit muss demnach 
Teil einer ganzheitlich gedachten Strategie der regionalen 
Entwicklung sowie einer attraktiven Haltestrategie gegen‑
über EU‑Migrant:innen sein. Den Kommunen kommt dabei 
eine zentrale Gestaltungsfunktion vor Ort zu.

Perspektive weiten!  
Herausforderungen lokaler Inte‑
gration von EU‑Migrant:innen 
Als freiwillige Aufgabe konkurriert die Integrationsarbeit mit 
anderen Aufgabenfeldern um die verfügbaren Ressourcen 
(seien es Personalkapazitäten oder Finanzen) der Kommune. 
Die Ausweitung der kommunalen Integrationsarbeit auf EU‑ 
Migrant:innen ist daher in vielen Kommunen nicht 
unumstritten.15 

Jenseits mangelnder politischer Priorisierung gibt es 
 weitere Hürden, die der Integration von EU‑Migrant:innen 
entgegenstehen können. Gesprächpartner:innen aus den 
zehn Land.Zuhause.Zukunft‑Programmlandkreisen berich‑
ten beispielsweise von einer negativen öffentlichen Wahr‑
nehmung bestimmter Gruppen von EU‑Migrant:innen; so 
kursiert etwa die Annahme, dass die Mehrzahl der im Land‑
kreis lebenden EU‑Migrant:innen Sozialleistungen (teilweise 
missbräuchlich) bezögen. Dies liegt jedoch – sowohl mit 
Blick auf die spezifische Kommune als auch auf die bundes‑
weiten Trends – fernab der Realität, wie z. B. die Beschäfti‑ 
gungsquoten von EU‑Migrant:innen in Deutschland zeigen 
(Absenger und Blank 2015; Dubois et al. 2017; EU‑Kommis‑
sion 2021; Statista 2022).

15   Baas (2019) zeigt drei große Konfliktlinien in Bezug auf das Thema 
EU‑Migration auf: die wirtschaftlichen Folgen der Zuwanderung, der 
Anspruch auf Gleichbehandlung im Sinne des Gleichstellungsgebots 
und der Zugang zum Sozialsystem.

Derartige Vorurteile gegenüber EU‑Migrant:innen resultieren  
auch aus Elementen struktureller Benachteiligung im Ver‑
gleich zu anderen Migrant:innengruppen, z. B. in Bezug auf 
den Zugang zu Integrations‑ und Sprachkursen. Denn  
letztlich ermöglicht erst der Deutschspracherwerb zuge‑ 
wanderten Menschen, sich in die lokale Gemeinschaft 
einzubringen, ihre Rechte wahrzunehmen, Kenntnis über 
ihre Pflichten zu erlangen und Beratungsangebote vollum‑
fänglich auszuschöpfen. Im Unterschied zu Asylsuchenden 
sind EU‑Migrant:innen ab dem Zeitpunkt ihrer Einreise in 
Deutschland größtenteils auf eine Beschäftigung zur Finan‑
zierung ihres Aufenthaltes angewiesen. Für Aufenthalte von  
mehr als drei Monaten muss zudem in der Regel eine Be‑
schäftigung oder selbstständige Tätigkeit nachgewiesen  
werden. Bestehende Sprachkursangebote sind jedoch  
häufig nicht mit einem Beschäftigungsverhältnis vereinbar 
und können daher nicht wahrgenommen werden. Während 
bei geflüchteten Menschen ein Beschäftigungs verhältnis  
als ein Meilenstein auf dem Weg zu gesellschaft licher Teil‑
habe gilt, kann bei EU‑Migrant:innen gewisser maßen von  
einem Ausschluss durch Arbeit gesprochen werden  
(Fannrich‑Lautenschläger 2022). Darüber hinaus können 
die Kosten der Integrationskurse, die von EU‑Mi grant:innen 
grundsätzlich selbst getragen werden müssen, ein Hin‑ 
dernis für die Teilnahme sein (Becker 2021).

Da EU‑Migrant:innen im Rahmen der Ausübung ihrer Frei‑
zügigkeitsrechte keinen Aufenthaltstitel benötigen, haben 
sie im Vergleich zu Drittstaatsangehörigen in der Regel 
wenig Kontakt mit Behörden, insbesondere dann, wenn sie 
davon absehen, ihren Wohnsitz in Deutschland anzumelden. 
Gesprächspartner:innen aus den Land.Zuhause.Zukunft‑ 
Landkreisen berichten, dass der geringe Kontakt von EU‑ 
Migrant:innen zur öffentlichen Verwaltung eine Ursache 
dafür ist, dass Beratungs‑ und Integrationsangebote diese 
Zielgruppe nicht oder selten erreichen. Aussagen aus der 
Stakeholder‑Gesprächsrunde im Landkreis Dahme‑Spree‑
wald mit Vertreter:innen der Landkreisverwaltung, der 
Ausländerbehörde, der Agentur für Arbeit, der Zivilgesell‑
schaft und der Wirtschaft bestätigen dies:

„Dadurch fallen sie oft durch das Raster und sind 
schwerer zu erreichen.“ 
(Björn Lorenz, Mitarbeiter der Ausländerbehörde im Landkreis  

 Dahme‑Spreewald) 
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„Wir erreichen die Menschen aus dem Rechtskreis  
Asyl und Flucht gut. Die haben wir von Anfang an be‑ 
treut, das ist eine überschaubare Gesamtzahl, die 
kennt man. Aber wenn Sie mich fragen: ‚Wer sind die 
500 polnischen Menschen im Landkreis?‘ – Ich könnte 
Ihnen nicht mal sagen, wo sie arbeiten. Wir kennen sie 
nicht. Wir kennen die komplett nicht. Und wir sehen 
immer in der Beratung, dass dieses Nichtkennen nicht 
heißt, dass es keinen Bedarf gibt. [...] Dass sie geräusch‑
los unter uns leben, heißt nicht, dass alles gut ist.“ 
(Swantje Rosenboom, Projektkoordinatorin LDS integriert im  

Landkreis Dahme‑Spreewald) 

Zudem seien manche Zeitarbeitsfirmen nicht daran inter‑ 
essiert, Informationsmaterialien zu Integrations‑ und Be‑ 
ratungsangeboten an ihre Mitarbeitenden weiterzugeben 
oder einen Kontakt zwischen Integrationsakteur:innen  
und EU‑Migrant:innen zu ermöglichen. 

„Denn jede Kommunikation mit  Beratungsangeboten 
könnte bei den Betroffenen dazu führen, dass sie ver‑
stehen, dass sie in sehr prekären Arbeitsverhältnissen 
arbeiten und dass es aber auch andere Möglichkeiten 
gibt. Wir haben den Eindruck, dass insbesondere 
 zwischengeschaltete Zeitarbeitsfirmen es nicht  wollen, 
dass wir an die Menschen rankommen und dass wir  
ihnen Perspektiven aufzeigen.“
(Antje Jahn, Beauftragte für Migration und Integration im Landkreis 

Dahme‑Spreewald) 

Insbesondere diejenigen EU‑Migrant:innen, die sich nur 
für kurze Zeiträume in Deutschland aufhalten und mit pre‑
kären Arbeitsbedingungen konfrontiert sind, treffen auf 
erschwerte Bedingungen bei der „Verwurzelung“ an ihren 
deutschen Wohnorten. Diese Dynamik wird dann verstärkt, 
wenn die jeweilige – zum Teil unzulängliche – Wohnung 
abgeschieden und schlecht erreichbar ist und kaum Kontakt 
zur nicht zugewanderten lokalen Bevölkerung besteht.16 
Der drastische Wohnraummangel, der in vielen der für diese 
Kurz‑Expertise befragten Landkreisen herrscht, verschärft 
die Situation zusätzlich.

16   Für Einblicke in die Debatte rund um Ausbeutung und prekären Wohn‑
raum siehe z. B. Kovacheva und Cyrus (2020: 30) oder Krings‑Hecker‑
meier et al. (2014: 557 ff.). 

Auch für viele lokale Arbeitgeber:innen ist die Integration von 
EU‑Migrant:innen ein wichtiger Schritt, um dem Fachkräfte‑
mangel entgegenzuwirken und Menschen langfristig an das 
eigene Unternehmen zu binden. Zugleich ist es laut den 
befragten Arbeitgebenden unabdingbar, Menschen vor Ort 
eine Perspektive zu eröffnen; nur so könne die beständige 
Fluktuation von Mitarbeitenden infolge von Zeitarbeitsver‑
trägen und der damit einhergehende hohe Ressourcenauf‑
wand in der Einarbeitung neuer Mitarbeitender verhindert 
werden. Dazu gehört auch, das Potenzial von mitziehenden 
Familienangehörigen z. B. für den Arbeitsmarkt anzuerken‑
nen und auf Familien zugeschnittene Integrationsangebote 
zu machen (Schiefer 2021). Doch auch hier tritt der man‑
gelnde Wohnraum als zentrales Problem zutage, das durch 
Zeitarbeitsfirmen, die Gemeinschaftsunterkünfte zur Ver‑
fügung stellen, zum Teil umgangen wird. 

„Unser Ziel ist es gar nicht, mit Zeitarbeit zu arbeiten. 
Unser Ziel ist es, die Leute hier sesshaft zu machen. 
Und wir geben Mitarbeitenden von Zeitarbeitsfirmen 
oftmals die Chance: Ihr könnt auch direkt bei uns 
anfangen – befristet oder unbefristet, wir sind ja auch 
tarifgebunden – wollen sie oft nicht, weil sie gar nicht 
wissen, wie sie ihre Wohnraumsituation bewerk‑
stelligen sollen.“ 
(Dirk Ditsche, Betriebsleiter Edeka Mittenwalde im Landkreis  

Dahme‑Spreewald) 

Für diejenigen, die Integrationsarbeit für EU‑Migrant:innen 
leisten wollen, ergeben sich Schwierigkeiten aus dem man‑
gelnden Kontakt zu ihrer Zielgruppe. Denn Zugang und 
Erreichbarkeit sind die Voraussetzungen für jede weitere 
Maßnahme mit dem Ziel der Teilhabe von EU‑Migrant:innen 
und des Zusammenwachsens einer vielfältigen lokalen 
Gesellschaft. Ohne Kontakt zur Zielgruppe und Informa‑
tionen über deren tatsächliche Bedarfe ist es Integrations‑
akteur:innen unmöglich, passgenaue Angebote zu konzi‑
pieren. Dementsprechend müssen Kommunen, die das 
Zusammenleben vor Ort aktiv gestalten wollen, neben der 
Bereitstellung bezahlbaren Wohnraums zuallererst Wege 
finden, die Zielgruppe der EU‑Migrant.innen zu erreichen, 
ihre Bedarfe zu identifizieren und eine Brücke zur nicht 
zugewanderten Wohnbevölkerung zu schlagen. Im Folgen‑
den werden daher unterschiedliche Ansätze aufgezeigt, 
deren Ziel es ist, EU‑Migrant:innen – insbesondere aus 
südosteuropäischen Ländern – mit Integrations‑ und Bera‑
tungsangeboten zu erreichen, und sie als Mitglieder der 
lokalen Gemeinschaft anzusprechen und zu fördern.  
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Die nachfolgend vorgestellten Strategien, Projekte und 
Ansätze stammen aus Land.Zuhause.Zukunft‑Landkreisen. 
Diese unterscheiden sich mit Blick auf die Gesamtzahl und 
die Hauptherkunftsländer der ansässigen EU‑Migrant:innen, 
die (politische) Priorisierung des Themas EU‑Migration 
 sowie die zur Verfügung stehenden Ressourcen für die Inte‑
grationsarbeit in diesem Bereich.

Dennoch teilen alle hier im Fokus stehenden Landkreise 
einige grundsätzliche Merkmale: Ihnen ist gemein, dass sie 
Sitz fleischverarbeitender Industrieunternehmen sind, die 
Menschen aus Südosteuropa beschäftigen. Darüber hinaus 
haben die Integrationsverantwortlichen versucht, Ansätze 
zu entwickeln, um den Kontakt zu EU‑Migrant:innen herzu‑ 
stellen und Zugang insbesondere zu denjenigen zu finden, 
die sich prekären Wohn‑ und Beschäftigungsverhältnissen 
gegenübersehen. Diese Ansätze zur Kontaktaufnahme  
dienen einerseits der Erhebung von Bedarfen der Zielgruppe 
und andererseits der Vermittlung von Informationen zu  
Be ratungs‑ und Integrationsangeboten. 

Alle hier zu Wort kommenden Landkreis‑Vertreter:innen 
identifizieren die Erreichbarkeit von EU‑Migrant:innen als 
Herausforderung. Überschneidungen gibt es auch in der 
Herangehensweise, Lösungswege zu finden: Die in den 
Blick genommenen Landkreise legen einen Fokus auf den 
Einbezug von EU‑Migrant:innen als Ansprechpersonen, 
Multiplikator:innen bzw. Expert:innen – sei es in der mutter‑
sprachlichen aufsuchenden Sozialarbeit, als mehrsprachige 
Ansprechpersonen in Schlüsselfunktionen (in Unternehmen 
ebenso wie in Verwaltung und Ehrenamt) oder als Mitglieder 
Runder Tische zu Kernthemen von EU‑Migration. Zudem 
identifizieren die Landkreisvertreter:innen die Vernetzung 
und den Austausch zwischen allen wichtigen Stakeholdern 
innerhalb und außerhalb der Verwaltung – insbesondere  
unter Beteiligung der Arbeitgebenden – als zentralen Ansatz‑ 
punkt, den sie in unterschiedlichen Formaten umsetzen.

Ländliche Kommunen als 
Orte gelebter Vielfalt:  
Strategien zur Integration 
von EU Migrant:innen
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Ansätze zur lokalen Integration 
von Migrant:innen aus Bulgarien 
und Rumänien im Landkreis 
 Oldenburg 
 
Autorin: Ute Frankenfeld

Migrant:innen aus den ost‑ und südosteuropäischen Län‑
dern der Europäischen Union (Rumänien, Bulgarien, Polen) 
bilden die weitaus größte Zuwanderungsgruppe im Land‑
kreis Oldenburg. Sie sind überwiegend als Arbeitnehmende 
in der fleischverarbeitenden Industrie an zwei Standorten 
im Landkreis tätig. Seit vielen Jahren berichten Integrations‑
akteur:innen über prekäre Arbeits‑ und Lebensbedingungen 
dieser Migrant:innengruppe. Gleichwohl herrscht große 
Unsicherheit bezüglich ihrer spezifischen Lebenslagen, 
Wünsche und Bedürfnisse. Die größte Herausforderung im 
Landkreis Oldenburg besteht darin, diese Migrant:innen‑
gruppe zu erreichen. Die vorhandenen Integrationsangebote 
sind dafür überwiegend nicht geeignet. Deshalb war und ist 
es notwendig, neue Formate zu entwickeln. Sechs dieser 
Ansätze bzw. Projekte, die im Landkreis Oldenburg die In‑
tegration von und den Zugang zu EU‑Migrant:innen fördern, 
werden nachfolgend vorgestellt.

Kontakt durch muttersprachliche Kommunikation 
Der Landkreis Oldenburg begann 2015 mit dem Aufbau 
eines Sprachmittler:innen‑Pools, der beim Sachgebiet 
Integration verankert ist. Muttersprachliche Ansprache war 
in Zeiten hoher Fluchtzuwanderung aus Drittstaaten not‑
wendig, um die Schutzsuchenden gut versorgen zu können. 
Danach begann das Team Integration des Landkreises, 
Einsätze von Sprachmittler:innen auch für bulgarisch und 
 rumänisch sprechende Migrant:innen aus dem eigenen 
 Budget zu finanzieren, z. B. für Arztbesuche, Vorbespre‑
chungen von operativen Eingriffen, Elterngespräche in den 
Schulen. Das Jugendamt forderte verstärkt bulgarische und 
rumänische Sprachmittler:innen für Gespräche zur Familien‑
hilfe an und trug die Kosten. Auch die Gleichstellungsbeauf‑
tragte übernahm Kosten für Sprachmittler:innen‑Einsätze im 
Frauenhaus oder in Gewaltberatungsstellen, wo zuvor nur 
eine Kostenübernahme für geflüchtete Frauen möglich war. 
Da die EU‑Migrant:innen kaum Deutsch sprechen, war der 
muttersprachliche Zugang ein erster Ansatz, diese Gruppe 
zu erreichen.

Inklusive Migrationssozialarbeit 
Der Landkreis beauftragte das Diakonische Werk Delmen‑
horst/Oldenburg‑Land 2014 mit der sozialarbeiterischen 
Begleitung von geflüchteten Menschen (Flüchtlings‑
sozialarbeit). Mit Beschluss des Integrations‑ und Gleich‑
stellungsausschusses wurde die Sozialarbeit 2018 in 
 Migrationssozialarbeit umbenannt, da es politischer Wille 
war, Migrant:innen aus Bulgarien und Rumänien ausdrück‑
lich in die Integrationsarbeit einzubeziehen. Die Sozial‑
arbeiter:innen sind in jeder kreisangehörigen Kommune vor 
Ort präsent. Die Verbindung zu Drittstaatsangehörigen 
gelang von Anfang an. Menschen aus Bulgarien und Ru‑
mänien suchten die Beratungsstellen jedoch kaum auf.  
Mit den Bürgermeister:innen der Gemeinden vereinbarte 
das Team Integration, dass Migrant:innen aus Bulgarien  
und Rumänien bei der Anmeldung in der Meldebehörde mit 
den  Unterlagen auch ein muttersprachlicher Informations‑
flyer über die Unterstützungsleistungen der Migrations‑
sozialarbeit ausgehändigt wurde. Doch der Zulauf von Rat ‑ 
suchenden blieb gering. Das änderte sich, als die Diakonie 
eine polnisch‑ und bulgarischsprachige Sozialarbeiterin 
gewinnen konnte. Diese Kollegin kann inzwischen die 
 Beratungsanfragen – insbesondere von bulgarischen 
Migrant:innen – kaum noch bewältigen. Um sie zu entlasten, 
entstand die Idee, einer weiteren (deutschsprachigen) 
Sozialarbeiterin eine Sprachmittlerin für einige Stunden in 
der Woche zur Seite zu stellen. Diese Regelung greift sehr 
gut. Insgesamt konnte durch den Einsatz muttersprachlicher 
Kräfte ein Durchbruch erzielt werden.

Niedrigschwellige, bedarfsgerechte Sprach‑ 
kursangebote 
In der Vergangenheit gab es vereinzelt Initiativen von Unter‑
nehmen oder Weiterbildungsträgern, im Betrieb nach 
Schichtende oder an einem Sonntag Deutschsprachkurse 
für EU‑Migrant:innen anzubieten. War die Teilnahmemo‑
tivation zu Beginn noch hoch, nahm sie im Laufe der Zeit 
doch deutlich ab, sodass der Unterricht eingestellt werden 
musste. Vor diesem Hintergrund wurde der Kurs „Deutsch 
im Alltag“ für EU‑Migrant:innen konzipiert. Er wird in Koope‑
ration mit der Stadt Wildeshausen, der Volkshochschule und 
dem Landkreis durchgeführt. Der Kurs findet wöchentlich 
einmal vormittags und – mit den gleichen Lerninhalten – ein‑
mal am Nachmittag statt, sodass in Wechselschichten Arbei‑
tende keinen Termin verpassen müssen. Die Teilnehmenden 
sind bis auf eine Ausnahme alle in Vollzeit berufstätig, die 
meisten in der Fleischindustrie vor Ort (Stand: September 
2021). „Deutsch im Alltag“ findet im „Treffpunkt Mittendrin“ 
statt, einer Wohnung mitten in einem Quartier, in dem viele 
zugewanderte Menschen leben. Die angenehme, gesellige 
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Atmosphäre zusammen mit der Fußläufigkeit im Quartier 
scheint wesentlich für das Gelingen von Sprachangeboten 
für diese Zielgruppe zu sein. Der Kurs läuft bereits seit zwei 
Jahren erfolgreich, es gibt eine Warteliste. Der Nachteil an 
diesem Projekt ist die Reichweite: Die Lerngruppe muss 
klein gehalten werden (max. zwölf Personen) und der Um‑
fang der Unterrichtsinhalte ist nicht mit dem Curriculum 
eines Integrationskurses vergleichbar.

Ressourcenbündelung und Netzwerkaufbau 
Die Steuerungsgruppe „Zuwanderung Osteuropa“ konsti‑
tuierte sich Anfang 2019 auf Wunsch des Integrations‑ und 
Gleichstellungsausschusses mit dem Ziel, geeignete Maß‑
nahmen zu entwickeln, um EU‑Migrant:innen besser in die 
Landkreisgesellschaft einzubeziehen. Dabei handelt es sich 
um eine interkommunale Zusammenarbeit zwischen der Be‑
hördenleitung des Landkreises und den Bürgermeistern der 
zwei kreisangehörigen Kommunen, die die höchste EU‑Zu‑
wanderung verzeichnen (Wildeshausen und Großenkneten). 
Entscheidend für den Aufbau der Steuerungsgruppe war die 
Unterstützung des Ersten Kreisrats und die nachdrückliche 
Forderung aus der Kreispolitik, die Kreisverwaltung solle die 
Verbesserung der Teilhabechancen von Migrant:innen aus 
Bulgarien und Rumänien erwirken. Seit 2019 ist das Thema 
EU‑Migration auf der Agenda jedes Integrations‑ und Gleich‑
stellungsausschusses vertreten. 

Ein zentraler Baustein der Integrationsarbeit für EU‑ 
Migrant:innen ist die Kooperation mit den zwei kreisan‑
gehörigen Kommunen, die hohe Zuwanderungszahlen  
von EU‑Migrant:innen aufweisen. Die Kooperation erfolgt  
in Form von Projektarbeit mit den Integrationsfachkräften 
der Gemeinden sowie im Rahmen der Steuerungsgruppe 
„Zuwanderung Osteuropa“ mit den Sozial‑ und Ordnungs‑
amtsleitungen und den Bürgermeistern.

Die enge Zusammenarbeit zwischen dem Team Integra‑
tion und der Migrationssozialarbeit der Diakonie stellt die 
wichtigste Verbindung zu EU‑Migrant:innen dar. Auch das 
Netzwerk „Brücken bauen – Integration stärken“ (BIS), eine 
Beratungsstelle für zugewanderte EU‑Migrant:innen in der 
Trägerschaft der Stadt Wildeshausen, die Arbeitslosen‑
selbsthilfe sowie die arbeitsrechtlichen Beratungsstellen 
von „Faire Mobilität“ und die Beratungsstelle für mobile 
Beschäftigte sind wertvolle Kooperationspartner:innen, 
die direkten Zugang zur Zielgruppe haben. 

„Es braucht kooperative Lösungen, die im gemeind‑
lichen Zusammenleben verankert sind, zur Über‑
windung von Ausbeutung, Ausgrenzung, Schlechter‑
stellung von Menschen mit arbeitsmigrantischem 
Hintergrund, nicht nur von EU‑Bürger:innen. Das ist 
mit Bürger:innenbeteiligung zu gestalten.“ 
(Ehrenamtlicher, Aktionskreis Würdiges Leben und Arbeiten 

 Großenkneten, Landkreis Oldenburg) 

Auf Arbeitsebene bestehen enge Verbindungen zu den  
Beratungsstellen, um die Kooperation besser abzustimmen 
und Kräfte zu bündeln. In diesem Kontext ist das Projekt  
„Beratungscafé“ entstanden, das an einem Ort und zur 
selben Zeit soziale und arbeitsrechtliche Beratung und 
mehrsprachige Zugänge sowie Kinderbetreuung und Café‑ 
Charakter verknüpft. Darüber hinaus werden Workshops  
mit hauptamtlichen und freiwillig engagierten Akteur:in‑
nen zur Situation von EU‑Migrant:innen durchgeführt, um 
Informatio nen zusammenzutragen und neue Handlungs‑ 
ansätze zu entwickeln.

„Ich habe manchmal das Gefühl, dass wir gute Leute 
am Ort haben, die wir dringend in der Gegend brau‑
chen könnten, und die erst vier oder fünf Jahre vege‑
tieren, bzw. putzen und sich oft kaputt arbeiten, bevor 
sie irgendeine vernünftige Perspektive bekommen. 
Das finde ich so schade!“ 
(Ehrenamtliche Workshop‑Teilnehmerin, Landkreis Oldenburg) 

Auf überregionaler Ebene ist das Team Integration im Netz‑
werk „Initiativenkonferenz Fleischindustrie“ eingebunden. 
Für die weitere Prozessgestaltung der lokalen Integration 
von EU‑Migrant:innen wäre eine Kooperation bzw. ein Aus‑
tausch mit der Zollbehörde wünschenswert, da diese 
beispielsweise die Einhaltung von Arbeitsschutzmaßnahmen 
sowie des Mindestlohns überprüft und daher über rele‑
vante Informationen für die Planung von Maßnahmen für 
EU‑Migrant:innen verfügt. 
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Einbindung und Austausch mit der Zielgruppe 
Der Projektfahrplan im Rahmen des Programms Land.
Zuhause.Zukunft sah zudem die Initiierung eines Austauschs 
mit Migrant:innen aus Bulgarien und Rumänien vor. Es sollte 
ein kleiner Gesprächskreis in Präsenzform sein mit dem Ziel, 
die Lebensrealität und die Bedürfnisse der EU‑Migrant:innen 
im Landkreis Oldenburg besser kennenzulernen, um die 
Möglichkeiten eines bedarfs‑ und zielgruppengerechten 
Integrationsmanagements tiefergehend auszuloten. Diese 
Runde war – neben einem weiteren Format (Workshop) – 
auch als Korrektiv gegen eine Fokussierung auf die Perspek‑
tive der Unternehmen gedacht. Es nahmen zwei Personen 
aus Rumänien und drei aus Bulgarien teil. Sie wurden zu 
ihren Erfahrungen beim Ankommen und im Alltag gefragt, 
nach unterstützenden Strukturen und den Diskrepanzen zu 
den eigenen Wünschen und Erwartungen. Es entwickelte 
sich ein reger Austausch, durch den die besonderen Heraus‑
forderungen, denen sich diese Migrant:innen gegenüber‑
sehen, noch intensiver ausgeleuchtet werden konnten. So 
wurde z. B. deutlich, dass die Arbeitsbedingungen im 
Niedriglohnsektor einen Deutschspracherwerb  strukturell 
 unmöglich machen. Diese Austauschformate werden 
 künftig fortgesetzt.

Ein weiteres Projekt zur Einbindung der Zielgruppe ging im 
Oktober 2021 an den Start – das EU‑2‑Screening. Es wurde 
aus der Steuerungsgruppe „Zuwanderung Osteuropa“ 
heraus entwickelt. Dabei handelt es sich um eine digitale, 
muttersprachliche und audiogestützte Befragung. Diese 
Befragung von zugewanderten Menschen aus Bulgarien und 
Rumänien ist anonym und fand in den Meldeämtern der Stadt 
Wildeshausen und der Gemeinde Großenkneten statt, um 
über das Anmeldeverfahren möglichst viele Zugewanderte 
zu erreichen.

Dialogkultur mit ortsansässigen Unternehmen 
Obwohl bei den Lebenslagen von EU‑Migrant:innen aus 
Bulgarien und Rumänien von einer multiplen Prekarität 
auszugehen ist, sind insbesondere die Arbeitsbedingungen 
ausschlaggebend für den Ausschluss dieser Migrant:innen‑
gruppe. Für die Steuerungsgruppe „Zuwanderung Ost‑
europa“ lag es daher auf der Hand, dass eine Strategie, 
die auf die Verbesserung der Lebensumstände von 
EU‑Migrant:innen aus Bulgarien und Rumänien abzielt, 
deren Arbeitgeber:innen einbeziehen muss. Unterstützt 
durch das Programm Land.Zuhause.Zukunft entwickelte 
die Steuerungsgruppe „Zuwanderung Osteuropa“ einen 
Projektfahrplan mit dem Ziel, die zwei größten Arbeitgeber 
von Migrant:innen aus Bulgarien und Rumänien im Landkreis 
für gemeinsame Gespräche zu gewinnen. Dabei standen 
der Aufbau und die Verstetigung einer Dialogkultur mit den 
Unternehmen im Mittelpunkt. Entgegen anfänglicher Skep‑
sis der Steuerungsgruppe „Zuwanderung Osteuropa“ traf 
das Gesprächsangebot auf Interesse bei den Unternehmens‑
leitungen und die Geschäftsführungen nehmen seitdem 
persönlich an den Treffen teil. Bereits bei der ersten Zu‑
sammenkunft signalisierten die Unternehmen, dass sie ihre 
Beschäftigten aus Osteuropa langfristig binden möchten, 
und von der Annahme ausgehen, dass eine gute Integration 
in die Aufnahmegesellschaft einer Bleibeabsicht förderlich 
ist. Die Gespräche mit den Unternehmen haben sich mittler‑

weile verstetigt. Ein drittes Unternehmen nimmt seit einiger 
Zeit an den gemeinsamen Treffen teil, ein viertes soll even‑
tuell dazustoßen. 
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Einblick 1

Perspektiven aus der Wirtschaft im Landkreis Oldenburg 
 
„Unsere ausländischen Kolleg:innen sind [...] unsere Chance, eine Antwort auf den Fachkräftemangel 
in unserer Branche zu finden.“ (Norbert Deeken, Geschäftsführer der Geestland Putenspezialitäten GmbH & Co. KG)

 
Die PHW‑Gruppe im Landkreis Oldenburg, der größte deutsche Geflügelzüchter und ‑verarbeiter, hat ein 
Personalbetreuungsteam ins Leben gerufen, um neuen Mitarbeitenden vor und während ihrer Beschäf‑
tigung im Unternehmen zur Seite zu stehen. Das Team unterstützt ausländische Beschäftigte bei der 
Organisation der Einreise, vermittelt bei Bedarf einen Platz in einer Gemeinschaftsunterkunft außerhalb 
des Landkreises und begleitet die Anmeldung beim Landkreis und bei der Stadt. Zudem bietet das Unter‑
nehmen einen kostenlosen Busshuttle‑Service zwischen Gemeinschaftsunterkunft und Arbeitsstätte an, 
da die Anbindung durch den öffentlichen Nahverkehr für die rund 50 km lange Strecke nicht hinreichend 
gegeben ist.

Das Unternehmen Heidemark unterstützt angestellte EU‑Migrant:innen durch Sprachmittler:innen z. B. 
beim Kontakt zu Behörden. Das Unternehmen kooperiert zudem mit der VITA Akadamie in Cloppenburg, 
die Sprach‑ und Förderkurse anbietet. EU‑Migrant:innen, die an Förderprogrammen der VITA Akademie 
teilnehmen, können zudem in Beschäftigungsverhältnisse bei Heidemark vermittelt werden.
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Auf dem Weg zur interkommunalen Zusammenarbeit 
Die übergreifende Zielstellung in der Neustadt ist deshalb 
die ganzheitliche Stabilisierung, Aufwertung und Potenzial‑
entwicklung des Gebiets, um negative Folgen gesellschaft‑
licher Benachteiligung abzumildern bzw. zu kompensieren. 
Diesbezüglich gibt es bereits seit 2015 Bemühungen seitens 
der Kommunen. Das Themengebiet ist mit einer Stelle im 
Bereich Gleichstellung/Integration bei der Stadtverwaltung 
Weißenfels angesiedelt. Mit Jahresbeginn 2022 wurde der 
Bereich in ein Amt für Gleichstellung und Integration über‑
führt, das dem Hauptverwaltungsbeamten unterstellt ist. Im 
Landkreis gibt es seit 2019 die Stelle eines EU‑Beauftragten 
in der zuständigen Migrationsagentur.

Der Zugang zu unterschiedlichen Gruppen von EU‑ 
Migrant:innen über Sprache (unter anderem durch die Be‑
schäftigung von Bundesfreiwilligendienstleistenden aus 
der EU mit entsprechenden Sprachkenntnissen – polnisch, 
rumänisch, bulgarisch – bei der Stadtverwaltung) wurde 
als Brücke zu den Migrant:innen sowie zur Abfrage von 
Bedarfen der Zielgruppe genutzt. Die Menschen  wurden 
zu Multiplikator:innen in den eigenen Communities. Über 
die Förderung von (Kleinst‑)Projekten gewann die Stadt 
neue Akteur:innen und Ansprechpartner:innen in den 
Communities. 

Mühsame und langwierige Überzeugungsarbeit hinsichtlich 
zweier Aspekte begleitete dabei die Integrationsprozesse 
seitens der städtischen Kommune seit 2015: Erstens: 
EU‑Migrant:innen müssen gesehen und gehört werden und 
dürfen aus den Denkprozessen der Kreis‑ und Landesebene 
nicht ausgeschlossen werden und zweitens: Integration  
ist eine Querschnittsaufgabe und muss in den Behörden 
ämter‑, fach‑ und kommunenübergreifend gedacht und 
bearbeitet werden. Bei vielen Akteur:innen auf unterschied‑
lichen Ebenen und verschiedenen Handlungsfeldern machte 
sich Resignation breit, da die ihnen zur Verfügung stehenden 
Mittel kaum ausreichten, um substanzielle Verbesserungen 
herbeizuführen. 

Interkommunale Zusammenarbeit 
zur Förderung der Integration  
von EU‑Migrant:innen im Burgen‑
landkreis
 
Autorinnen: Anna Lena Hemmer, Katja Henze und  
Iwona Kischel 

Das Wohnumfeld Neustadt der Stadt Weißenfels liegt im 
Burgenlandkreis (Sachsen‑Anhalt) und ist geprägt von 
einem starken Zuzug von Menschen aus Polen, Rumänien, 
Bulgarien und anderen osteuropäischen Staaten mit dem 
Ziel, vor Ort eine Beschäftigung aufzunehmen. Knapp 80 % 
aller EU‑Migrant:innen des gesamten Landkreises wohnen 
in Weißenfels. Im Stadtteil Neustadt liegt der Anteil von 
Menschen mit Migrationshintergrund bei ca. 40 %. Diese 
Konzentration lässt sich auf einen großen Arbeitgeber,  einen 
Schlachthof, mit über 2.000 Werksarbeitenden zurück‑
führen. Der Schlachthof liegt direkt im Quartier.

Das Quartier Neustadt ist gekennzeichnet durch eine be‑
sonders große Diversität in der Bevölkerungsstruktur 
 (unterschiedliche Nationen, Generationen, Bildungs‑ und 
Einkommensschichten), eine hohe Konzentration sozial 
schwieriger Lebensbedingungen, wie hohe Arbeitslosigkeit, 
strukturelle Benachteiligung am Arbeitsmarkt, Kinderarmut 
und Abhängigkeit von Transfereinkommen sowie ein nega‑
tives Erscheinungsbild durch städtebauliche Vernachlässi‑
gung und einen Mangel an öffentlichen Begegnungsräumen. 
Zudem ist das Fehlen dauerhaft bestehender Angebots‑
strukturen im Freizeitbereich charakteristisch für den Stadt‑
teil. In der Nachbarschaft mangelt es an positiven Begeg‑
nungen zwischen Werksarbeitenden, ihren Familien und der 
„alteingesessenen“ Bevölkerung. 

Die genannten Arbeits‑ und Lebensbedingungen in der 
Neustadt führen zu einer sehr hohen Fluktuation der Be‑
wohner:innen. Rein statistisch gesehen tauscht die Neustadt 
alle drei Jahre ihre Bewohner:innen aus. Die hohe Fluktua‑
tion innerhalb der zugewanderten Bevölkerung stört einen 
nachhaltigen Prozess der Integration sowie die Miteinbe‑
ziehung der Migran:tinnen in die Integrationsprozesse. Die 
kommunalen Strukturen auf Kreis‑ und Stadtverwaltungs‑
ebene sind aufgrund der – wie bei vielen ostdeutschen 
Kommunen – schwachen Finanzlage, verstreuten Zuständig‑
keiten sowie mangelnden Vielfalt der Trägerlandschaft  
kaum in der Lage, mit bewährten Mitteln die Herausforde‑
rungen anzugehen. 
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Im Rahmen des Programms Land.Zuhause.Zukunft hat sich 
eine Projektgruppe der Stadt Weißenfels, der Migrations‑
agentur des Burgenlandkreises und der Volkshochschule 
zusammengefunden, um mit den Menschen vor Ort über 
ihre Bedarfe ins Gespräch zu kommen. Eine 2021 durchge‑
führte Online‑Umfrage (etwa 1.000 Rückmeldungen) und 
ein Freiluft‑Dialog (55 Teilnehmende) zeigten, dass es viele 
Ehrenamtliche mit Ideen, aber zu wenige Begegnungsmög‑
lichkeiten zwischen den unterschiedlichen Bevölkerungs‑
gruppen in der Nachbarschaft gibt. Ebenso wurde deutlich, 
dass zu einer positiven Veränderung der Situation nicht nur 
verbesserte Begegnungs‑ und Freizeitstrukturen gehören. 
Vielmehr muss ein Prozess zur ganzheitlichen Betrachtung 
der Lebensbedingungen in der Weißenfelser Neustadt 
angestrebt werden. Hierzu wurden drei Handlungsansätze 
entwickelt: 

1.  Weißenfelser Weg: Anstoß einer verbesserten inter‑
kommunalen Zusammenarbeit und Entwicklung neuer 
Organisationseinheiten 

2.  Vom Neustadtbüro zum Stadtteilzentrum: Weiter‑
entwicklung der Begegnungs‑ und Beratungsstrukturen 
vor Ort und Einbezug des Ehrenamts

3.  Vertrauensbildung und Zugang zu Communities:  
Etablierung aufsuchender Sozialarbeit im Quartier

Weißenfelser Weg – interkommunale Zusammenarbeit 
neu gedacht 
Eine zweitägige Lernreise nach Rheda‑Wiedenbrück machte 
der breit aufgestellten Delegation aus 16 Vertreter:innen der 
Stadt Weißenfels und des Landkreises deutlich, dass nur 
eine Neuordnung der bisherigen Zusammenarbeit sowie die 
Entwicklung angepasster Arbeitseinheiten – orientiert an 
den Herausforderungen der EU‑Migration – substanzielle 
Verbesserungen erbringen würden (Hemmer 2022). Beson‑
dere Herausforderungen waren hierbei die Aktivierung aller 
nötigen Stakeholder sowie die Anerkennung der Tatsache, 
dass Ressourcen und Zuständigkeiten zwischen Stadt und 
Landkreis verteilt sind.

An die Lernreise schloss sich ein intensiver Austauschpro‑
zess zwischen der Stadt Weißenfels und den jeweils zustän‑
digen Ämtern des Burgenlandkreises an: In einem Workshop 
(„Nachlese der Lernreise“) wurden die gesammelten Ideen 
und Ansätze aus Rheda‑Wiedenbrück rekapituliert, um  
in  einem zweiten Schritt den Transfer nach Weißenfels zu 
schaffen. Signifikante Unterschiede zwischen Weißenfels 
und Rheda‑Wiedenbrück, wie etwa die Wohnsituation oder 
die Handlungsfähigkeit der Kommunen aufgrund unter‑

schiedlicher Finanzsituationen sowie die Zuordnung der 
kommunalen Pflichtaufgaben, mussten bei der Konstruktion 
des Weißenfelser Wegs berücksichtigt werden. Interkom‑
munale Arbeitsgruppen zur Erarbeitung von zukünftigen 
Organisationseinheiten (mit eigenen Prozessen und Arbeits‑
instrumenten) wurden gegründet. Ein Tandem aus einem 
Mitarbeitenden der Stadt Weißenfels und des Burgenland‑
kreises pro Arbeitsgruppe sorgte für die Moderation und 
Strukturierung der Arbeit. Zusammengeführt wurden die 
Ergebnisse durch die Beauftragte für Gleichstellung und 
Integration der Stadt Weißenfels und die Integrationskoor‑
dinatorin des Burgenlandkreises. Trotz erschwerter Bedin‑ 
gungen aufgrund der Covid‑19‑Pandemie legten die Gruppen  
wenige Monate später dem Oberbürgermeister der Stadt 
Weißenfels und dem Landrat des Burgenlandkreises einen 
Arbeitsvorschlag inklusive Umsetzungsempfehlungen vor. 

Dieser Prozess befindet sich in der Entwicklung: Ab Mitte 
2022 sollen die Organisationseinheiten ihre Arbeit auf‑
nehmen. Auch die Entwicklungsgruppe wird sich in Zukunft 
dreimal jährlich treffen, um die nun erarbeiteten Einheiten 
kontinuierlich zu verbessern und an die Bedarfe anzupassen.

Begegnung und Beratung: Das Neustadtbüro 
Im Rahmen des Weiterentwicklungsprozesses von Land.
Zuhause.Zukunft wurde ein neues Begegnungs‑ und Bera‑
tungskonzept für das Neustadtbüro, eine Anlaufstelle für 
alle Menschen im Quartier, entwickelt. Das Neustadtbüro 
existiert seit August 2018 und wurde durch die Stadtver‑
waltung als niedrigschwelliges Angebot für die Menschen 
vor Ort geschaffen. Hintergrund dafür waren Bürgerdialoge 
in der Neustadt. Eine Ehrenamtskoordination wird ab Mai 
2022 ehrenamtlich engagierte Einzelpersonen und verein‑
zelte Initiativen (wie z. B. die Arbeitsgemeinschaft Neustadt 
oder migrantische Gruppen) zu einem Netzwerk zusammen‑
bringen. Unter dem Motto „Draußen zusammenkommen – 
Unser Neustadtpark“ startet ein Projekt zur Begegnung.  
Im Rahmen des Weißenfelser Wegs (siehe oben) wurde 
auch das Konzept des Neustadtbüros umfassend neu ge‑
dacht und insbesondere die Zusammenarbeit mit weiteren 
Akteur:innen der Verwaltung gestärkt. Auch dieser Prozess 
ist nicht abgeschlossen: Derzeit wird ein Beratungsnetzwerk 
gesponnen und das Neustadtbüro soll sich hin zu einem 
Stadtteilzentrum entwickeln.

Das Büro soll perspektivisch durch aufsuchende Sozial‑ 
arbeit unterstützt werden, um Kontakt zu Zugewanderten 
herzustellen. Hierfür arbeitet der Landkreis derzeit mit 
einem großen Träger daran, EU‑Fördermittel zur Umsetzung 
der Maßnahme zu akquirieren. 
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Einblick 2

Aktive Zusammenarbeit zwischen kommunalen Verwaltungen 
und Unternehmen im Landkreis Börde
 
Autor: Mathias Weinrich 
 
Die wirtschaftliche Effizienz im Bereich der Beschäftigungspolitik hat für die regional ansässigen Unter nehmen 
im Landkreis Börde einen hohen Stellenwert. Einen positiven Synergieeffekt kann hier der  Willkommensordner 
des Landkreises Börde erreichen. Diese Zusammenstellung wichtiger  Informationen und Unterlagen ist aus 
dem Projekt „Willkommen im Landkreis Börde“ im Netzwerk Integration hervor gegangen und wird vom Betreu‑
ungskoordinator (BeKo) des Amtes für Soziales und Integration betreut. Der Willkommensordner kann als unter‑
stützendes Hilfsinstrument Barrieren überwinden und  Verbindungen schaffen, indem er Informationen zu den 
Themen Wohnen, Bildung, Ausbildung, Arbeit, Gesundheit, Freizeit und Finanzen in acht Sprachen bereitstellt. 
Dieser positive Effekt wird anhand der erfolgreichen Zusammenarbeit mit der Unternehmenslandschaft im  
Landkreis Börde sichtbar. Es ist gelungen, die Hermes Fulfilment GmbH als großes regionales Unternehmen  
im Landkreis für eine Zusammenarbeit zu gewinnen. 

Die Hermes Fulfilment GmbH erhielt dafür insgesamt 60 Willkommensordner, die an die beim Unter nehmen 
beschäftigten EU‑Migrant:innen ausgehändigt wurden. Darüber hinaus wurden Informations plakate hinsichtlich 
der in Haldensleben haupt‑ und ehrenamtlich bestehenden Beratungsstellen (digital und postalisch) zur  
Verfügung gestellt. Die Hermes Fulfilment GmbH erkannte das Potenzial des Willkommensordners sowie der 
Informationsplakate, möglichst viele im Unternehmen beschäftigte Zugewanderte ein Stück weit auf ihrem  
nicht immer leichten Weg der Integration zu unterstützen. 

Die Zusammenarbeit zwischen der Koordinierungsstelle für Migration (KfM) des Landkreises Börde und der  
Hermes Fulfiment GmbH wird durch einen beständigen Dialog begleitet. Dabei steht die KfM mit ihrem fach‑
lichen Know‑how im Themenbereich der Integration von EU‑Migrant:innen der Hermes Fulfilment GmbH als 
stetige Ansprechpartnerin zur Verfügung. Die KfM hat einen Überblick über die für Flüchtlinge und Migrant:innen 
regional bestehende Angebotsvielfalt im Landkreis Börde. Sie stimmt Angebote bedarfsgerecht aufeinander  
ab, koordiniert, steuert und unterstützt Akteur:innen bei der  Umsetzung von Projektideen.

Unter Einsatz der aus dem Programm Land.Zuhause.Zukunft erworbenen Kenntnisse besteht die Vision, weitere 
Unternehmen im Landkreis Börde für Kooperationen im Bereich der lokalen Integrationsarbeit zu gewinnen.
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Vernetzung als Motor für pass‑
genaue Integrationsangebote für 
EU‑Migrant:innen im Schwalm‑
Eder‑Kreis
 
Autorin: Adriana Reitz

Der Schwalm‑Eder‑Kreis ist der zweitgrößte Flächenland‑
kreis in Hessen und durch seine ländliche Struktur geprägt. 
Logistikunternehmen und die fleischverarbeitende Industrie 
finden dank einer neuen Autobahnanbindung attraktive 
Standorte vor. In den Städten und Gemeinden werden diese 
als Gewerbetreibende gerne gesehen. Da gerade im Niedrig‑
lohnsektor Mitarbeitende fehlen, werben die an sässigen 
Unternehmen EU‑Migrant:innen aktiv an. Nicht alle EU‑ 
Migrant:innen kommen ausschließlich aufgrund ihrer  Be‑ 
schäftigung in den Schwalm‑Eder‑Kreis. Viele sehen hier  
auch die Chance auf ein besseres Leben. 

„Die Bereitstellung von sozialem Wohnraum von den 
Kommunen, das ist derzeitig das größte Problem. 
Unser Unternehmen ist in Hessen, Bayern und Baden‑ 
Württemberg ansässig. Die Wohnraumprobleme  
sind überall dieselben.“
(Arbeitgebende Person, Schwalm‑Eder‑Kreis) 

Insbesondere den EU‑Migrant:innen aus Bulgarien und 
 Rumänien begegnet die nicht zugewanderte Bevölkerung 
zum Teil mit Skepsis. Hinzu kommt, dass Vorurteile gegen‑
über Roma und Sinti groß sind, und viele Rumän:innen 
fälschlicherweise von der nicht zugewanderten Lokalbe‑
völkerung dafür gehalten werden.

Thematische Zusammenarbeit an Runden Tischen
Um den Zugang zu den im Landkreis lebenden EU‑Migrant:in‑ 
nen zu fördern, ihre Integration zu unterstützen und den  
gesellschaftlichen Zusammenhalt vor Ort zu  stärken, ist die 
Vernetzung zwischen zentralen Akteur:innengruppen und 
Kooperations‑ und Vernetzungspartner:innen ein wesent‑ 
licher Erfolgsfaktor. In diesem  Zusammenhang wurden im 
Schwalm‑Eder‑Kreis zwei Runde Tische „EU‑Zuwanderung“  
gegründet, die seit 2017 regelmäßig zusammenkommen. 

Ziel des Runden Tisches „Ordnungsrechtliche Maßnahmen“ 
ist die Koordination der Bekämpfung von Missbräuchen 
aller Art. Mitglieder der Runde sind Zollbeamt:innen, 
 Bürgermeister:innen, Vertreter:innen der Sozialverwaltung, 
des Jobcenters, der Agentur für Arbeit, der Polizei sowie 
von Schulen, Schulamt, Kindergärten, Sprachkursträgern 
und Familienzentren. Darüber hinaus ist auch die politi‑
sche Spitze in Person des Ersten Kreisbeigeordneten des 
Schwalm‑Eder‑Kreises am Runden Tisch beteiligt. Ein An‑
satz, der im Rahmen des Runden Tisches zu ordnungsrecht‑
lichen Maßnahmen auf den Weg gebracht wurde, war z. B. 
die Verschärfung von Wohnraumkontrollen in Unterkünften 
von EU‑Migrant:innen durch das Bauamt. Hierdurch sollen 
EU‑Migrant:innen vor Ausbeutung durch Vermieter:innen so‑ 
wie vor unhaltbaren Wohnbedingungen geschützt werden. 
Ein Meilenstein der Zusammenarbeit war die Eindämmung 
prekärer Unterbringungs‑ und dubioser Vermietungsprak‑
tiken (z. B. massiv überhöhte Mieten).

Der Runde Tisch „Integration“ dient der Koordination von 
Initiativen der Integrationsarbeit und ‑politik. Dazu gehört 
die Entwicklung von Sprach‑ und Alphabetisierungskursen 
sowie Kulturangeboten ebenso wie die Abstimmung von 
Ansätzen zur Unterstützung der Arbeitsmarktintegration 
und der Aktivierung von Selbstorganisation aufseiten von 
EU‑Migrant:innen. Darüber hinaus werden im Rahmen 
dieses Runden Tisches Sozial‑ und Migrationsberatungs‑
angebote, muttersprachliche Unterstützungsleistungen 
sowie Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit gesteuert. Der 
Runde Tisch ist eine Kooperation von Behörden, sozialen 
Trägern und Ehrenamtlichen. Die Mitglieder des Runden 
Tisches sind eng mit Vertreter:innen regionaler Glaubens‑
gemeinschaften und Interessenverbänden vernetzt. Eine 
enge Zusammenarbeit besteht insbesondere mit dem 
Verband Deutscher Sinti und Roma in Darmstadt, z. B. bei 
Fortbildungsangeboten zu den Themen interkulturelle 
 Akzeptanz und Antiziganismus. Diese richten sich an Mit‑
arbeiter:innen der Kreisverwaltung, alle Akteur:innen der 
Runden Tische sowie weitere Interessierte.
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Vernetzung auf unterschiedlichen Ebenen 
Zusätzlich zu den zwei großen Runden Tischen wurden 
kleine Runde Tische in den Städten und Gemeinden des 
Schwalm‑Eder‑Kreises etabliert, die sich der Situation vor 
Ort widmen und so passgenaue Angebote entwickeln und 
die Akzeptanz der Lokalbevölkerung fördern können. Dieser 
Vernetzungsansatz bringt großen Gewinn, da sich alle Ak‑
teur:innen kennen und von allen Angeboten wissen. Vor‑ 
handene Angebote für EU‑Migrant:innen können so konti‑ 
nuierlich den Bedarfen vor Ort angepasst werden. 

Niedrigschwellige Einbindung der Zielgruppen 
Im Rahmen des Förderprogramms „Gemeinwesenarbeit“ 
der Hessischen Landesregierung hat der Schwalm‑Eder‑
Kreis in den vergangenen Jahren sechs Projekte beantragt, 
fünf davon mit dem Schwerpunkt EU‑Migration. Die Städte 
und Gemeinden mit einem besonders hohen Zuzug von 
EU‑Migrant:innen besetzten in diesem Zusammenhang 
langfristig angelegte Gemeinwesen‑Sozialarbeiter:innen‑
stellen teilweise mit rumänischen Muttersprachler:innen. 
Diese fanden schnell einen guten und vertrauensvollen 
Zugang zu neuzugezogenen Rumän:innen. Inzwischen agie‑
ren sie als Multiplikator:innen und vertreten die Zielgruppe 
an den  Runden Tischen. So rücken die dem Prozess im 
Schwalm‑Eder‑Kreis zugrunde liegenden Ziele näher: die 
Verbesserung der Lebenslagen zugewanderter Menschen 
sowie die Verhinderung von Ausgrenzung und Armut von 
EU‑Migrant:innen. 
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.Einblick 3 

Ergebnisse der Stakeholder‑Gesprächsrunde im Landkreis 
Dahme‑Spreewald
 
In einer Gesprächsrunde kamen Vertreter:innen von Behörden, Integrationsprojekten und lokaler 
 Wirtschaft im Landkreis Dahme‑Spreewald zusammen, um sich über Herausforderungen, Potenziale 
und Lösungsansätze auszutauschen. Nachfolgend sind die Ergebnisse zusammengefasst.

Ansatz: Gruppenspezifisch agieren

„Wir müssen einen geteilten Blick auf EU‑Migration haben.“ 
(Swantje Rosenboom, Koordinatorin des Projektes LDS integriert im Landkreis Dahme‑Spreewald) 

EU‑Migrant:innen haben andere Bedarfe als Drittstaatsangehörige und Personen aus dem Rechtskreis Flucht 
und Asyl. Doch die Gruppe der EU‑Migrant:innen ist ebenfalls heterogen. Integrations‑ und Beratungsangebote 
müssen deshalb einerseits bedarfssensibel konzipiert sein. Andererseits müssen vorhandene Beratungs‑
angebote auch für EU‑Migrant:innen offenstehen und dieser Zielgruppe kommuniziert werden. 
 
 
 
 
Ansatz: Bedarfsgerechte Sprachangebote gemeinsam mit Arbeitgeber:innen konzipieren

„Über Sprache gelingt die Integration – das gilt für alle Migrant:innengruppen.“ 
(Björn Lorenz, Mitarbeiter der Ausländerbehörde im Landkreis Dahme‑Spreewald) 

Kostenfreie oder kostenreduzierte Sprachkursangebote für Arbeitnehmende, insbesondere für Beschäftigte im 
Schichtbetrieb, sind unerlässlich, um den Bedarfen von EU‑Migrant:innen gerecht zu werden. Diese Angebote 
müssten seitens der Unternehmen finanziell, organisatorisch und durch die Bereitstellung von Räumlichkeiten 
gefördert werden und an die Bedingungen des Arbeitsalltags der Zielgruppe angepasst sein. Darüber hinaus 
könnten andere Optionen wie ein kostenloser Sprach‑App‑Zugang für alle Mitarbeitenden Erfolg versprechen, 
da sie zeitlich flexibel genutzt werden können. 
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Ansatz: Ansprechpersonen mit Sprachkompetenz einbinden und muttersprachliche  
Informationen bereitstellen

„Wir haben zum Beispiel den Ansatz, bestimmte Schlüsselpositionen im Unternehmen mit Leuten  
zu besetzen, die die gleiche Muttersprache sprechen wie die anderen Beschäftigten.“
(Dirk Ditsche, Betriebsleiter Edeka Mittenwalde im Landkreis Dahme‑Spreewald)

 
„Es braucht Informationen in unterschiedlichen Sprachen, damit Informationen in Muttersprache 
weitergegeben werden können.“ 
(Viola Funke, Mitarbeiterin der Agentur für Arbeit, Regionalstelle Cottbus) 

 

Ein guter Ansatz ist die Besetzung von Schlüsselpositionen in Unternehmen und Verwaltungen mit mehr‑
sprachigen Personen, die als Kontakt‑ und Ansprechpersonen für zugewanderte Mitarbeitende sowie ihre 
 Arbeitgebenden fungieren.  
 
 
 
 
Ansatz: Dialogkultur mit Zeitarbeitsfirmen aufbauen 

„Wie erreicht man die Zielgruppe? Über Zeitarbeitsfirmen, auf die die Agentur für Arbeit aber  
keinen Zugriff hat.“ 
(Antje Jahn, Beauftragte für Migration und Integration im Landkreis Dahme‑Spreewald)

 
Der Kontakt zu Zeitarbeitsfirmen ist erforderlich, um deren Beschäftigte zu erreichen. In diesem Bereich fehlt es 
jedoch bislang an Konzepten und Zugriffsmöglichkeiten. Es braucht politischen Willen, um die Zeitarbeitsfirmen 
mit Blick auf die soziale Teilhabe ihrer Beschäftigten mehr in die Verantwortung zu nehmen. 
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Ansatz: Multiplikator:innenrunde gründen 

„Wir brauchen eigentlich eine Zusammenarbeit von Städten, Gemeinden, Schulen, Behörden,  
VHS, Arbeitgebern, Ehrenamt. Die müssen alle regelmäßig mit an den Tisch gesetzt werden.“ 
(Björn Lorenz, Mitarbeiter der Ausländerbehörde im Landkreis Dahme‑Spreewald) 

Ein regelmäßiger Austausch zwischen allen Integrationsakteur:innen und Arbeitgebenden im Land‑ 
kreis kann gemeinsame Strategien anstoßen und die Potenziale und Herausforderungen der einzelnen 
 Akteur:innen verdeutlichen. Informationen über vorhandene Angebote und darüber hinausgehende 
 Bedarfe können so allen relevanten Akteur:innen zur Verfügung gestellt und Reibungsverluste  
minimiert werden.

 
 
 
Ansatz: „Welcome Center“ für alle Zugewanderten etablieren 

„Wir sollten das große Ganze denken. Wenn alles Behördliche geklärt ist, muss es eine Anlaufstelle 
geben, die die Integration fördert und berät.“ 
(Antje Jahn, Beauftragte für Migration und Integration im Landkreis Dahme‑Spreewald) 

Es braucht eine Koordinations‑ und Anlaufstelle für EU‑Migrant:innen im Landkreis, die über rechtliche 
Fragen hinaus berät und bei Alltagsherausforderungen unterstützt. Das geplante „Welcome Center“ 
im Landkreis Dahme‑Spreewald, für das im Rahmen von Land.Zuhause.Zukunft ein Grundlagenkonzept 
 erarbeitet wurde, soll Zugewanderte – unabhängig von Herkunftsland und Rechtskreis –  vollumfänglich 
und bedarfsgerecht zu Integrationsangeboten beraten. Dabei soll es mit Arbeitgebenden, Schulen, 
 Kindertagesstätten, Behörden und dem Ehrenamt zusammenarbeiten.



25KURZ-EXPERTISE
Lokale Integration von EU‑Migrant:innen vielfältig gestalten

Es braucht einen Paradigmenwechsel in Bezug auf EU‑Migra‑
tion – von der rein arbeitsmarktfokussierten Perspektive hin 
zu einem ganzheitlichen Ansatz, der EU‑Migrant:innen als 
Mitglieder lokaler Gemeinschaften begreift und als solche 
anspricht. Arbeit ist nicht alles. EU‑Migrant:innen müssen an 
allen gesellschaftlichen Systemen teilhaben können. Denn 
Integration umfasst gleichermaßen strukturelle, kulturelle 
und soziale Dimensionen und muss gesamtgesellschaftlich 
ausgerichtet sein, d. h. alle Mitglieder der Gemeinschaft ein‑
schließen. Während die Rahmenbedingungen gelingender 
Integration auf Landes‑, Bundes‑ und EU‑Ebene geschaffen 
werden, zeigt sich, dass auch ländliche Kommunen um‑
fassende Handlungsoptionen im Bereich der Integration von 
EU‑Migrant:innen haben. Daraus ergibt sich ein wichtiger 
Gestaltungsauftrag für kommunale Akteur:innen. Dieser soll 
anhand der folgenden Handlungsempfehlungen konkreti‑
siert werden. 

Auf den Weg machen! EU‑Migrant:innen vor  
Ort aufsuchen 
EU‑Migrant:innen haben in der Regel wenig Kontakt zu  
Behörden, insbesondere zur Ausländerbehörde. Wo EU‑ 
Bürger:innen leben und arbeiten, zur Schule gehen, in 
Ausbildung oder in Vereinen engagiert sind, ist vielen 
 Kommunalverwaltungen unbekannt. Um EU‑Migrant:innen 
als Zielgruppe von Integrationsangeboten zu erreichen, 
ist der Weg über die Arbeitgeber:innen im Landkreis daher 
unerlässlich. Das bedeutet auch, eine Dialogkultur mit 
Zeitarbeitsfirmen aufzubauen, die EU‑Migrant:innen an lokale 
Betriebe und Firmen vermitteln. Um eine Zusammenarbeit 
mit Wirtschaftsakteur:innen anzubahnen, ist es zentral, den 
Mehrwert der Teilhabe und Integration von EU‑Migrant:in‑
nen vor Ort aufzuzeigen. Hier sind politischer Wille und 
ein koordiniertes Zusammenwirken lokaler Akteur:innen, 
da runter Behörden ebenso wie Wohlfahrtsverbände und 
Arbeitgeber:innen gefragt. 

Schlüsselinstitutionen sind darüber hinaus Schulen und 
Kindergärten, über die sowohl zugewanderte als auch nicht 
zugewanderte Eltern und Kinder erreicht werden können. 
Gleiches gilt für Religionsgemeinschaften und Vereine, die 
in Kontakt zu EU‑Migrant:innen stehen. Diese Akteur:innen‑
gruppen als Partner:innen zu gewinnen, ist ein wichtiger 
Schritt. Zugleich müssen Informationen über Integrations‑
angebote an Alltagsorten wie Supermärkten oder Banken 
niedrigschwellig, d. h. auch mehrsprachig, verfügbar sein. 
Ein effektives System für die erstmalige Kontaktaufnahme 
zu zugewanderten EU‑Migrant:innen wäre unter Berücksich‑
tigung datenschutzrechtlicher Vorgaben eine gute Basis für 
die weitere Integrationsarbeit. Denkbar wäre ein entspre‑
chendes Anschreiben in der jeweiligen Muttersprache.17

Persönliche Begegnungen sind ein Schlüsselfaktor für einen 
vertrauensvollen Austausch. Dafür braucht es jedoch Be‑
gegnungsgelegenheiten wie Freizeitangebote oder dezentral 
organisierte Veranstaltungen. Vorhandene Strukturen bzw. 
Begegnungsorte wie Vereinsheime können hierfür gut ge‑
nutzt werden. Wichtig bei alledem ist die aufsuchende Kon‑
taktaufnahme, die EU‑Migrant:innen proaktiv anspricht und 
sie dort erreicht, wo sie leben und arbeiten. Unerlässlich ist 
es dabei, EU‑Migrant:innen zu identifizieren, die als Multip‑
likator:innen an ihrem Arbeitsort oder Lebensumfeld dienen 
können, indem sie Informationen über Angebote und Beteili‑
gungsmöglichkeiten an andere Zugewanderte weitergeben.

17   Siehe hierzu auch die Empfehlungen der Studie „Vernetzte Daten, 
 vernetzte Behörden? Datenmanagement, Datenschutz und Koope‑
ration in der lokalen Integrationsarbeit“ (Kühn und Gluns 2022).

Empfehlungen für eine  
aktive lokale Integration 
von EU‑Migrant:innen in 
ländlichen Räumen
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Zur Sprache kommen! Sprachliche Hürden abbauen 
und Austausch fördern 
Der Zugang zu Deutschlernangeboten ist auch für EU‑ 
Migrant:innen essenziell. Denn Austausch ist das Funda‑
ment, um Zugewanderte einerseits in die lokale Gemein‑
schaft einzubinden und andererseits Informationen über 
ihre Bedarfe hinsichtlich der Lebens‑ und Arbeitssituation  
zu erhalten. Insbesondere ist das Angebot von Sprachkursen 
am Arbeitsort z. B. für im Schichtbetrieb Beschäftigte ein 
wichtiger Bestandteil des Integrationsprozesses. 

Auch die muttersprachliche Ansprache ermöglicht einen 
Austausch. Solange vielerorts Schlüsselstellen in Verwal‑
tung oder Unternehmen nicht mit qualifizierten mutter‑
sprachlichen bzw. mehrsprachigen Fachkräften besetzt 
sind, bietet sich der Einsatz von Sprachmittelnden an, die in 
diesem Kontext als Multiplikator:innen in unterschiedliche 
Communities hineinwirken können.

Alle an einen Tisch! Akteur:innen in vielfältigen  
Netzwerken zusammenbringen 
Für den Zugang zu EU‑Migrant:innen, die Erhebung ihrer Be‑
darfe und die Konzeption zielgruppenorientierter Angebote 
für die unterschiedlichen Gruppen – von Hochqualifizier‑ 
ten über Tagespendler:innen bis hin zu Arbeitnehmenden 
im Niedriglohnsektor, EU‑Migrant:innen mit langfristiger 
Bleibeperspektive ebenso wie solche mit temporären Auf‑
enthaltsabsichten – ist es zentral, alle relevanten Ak‑ 
teur:innen ausfindig zu machen und in Netzwerken zusam‑
menzubringen. Dabei ist es unerlässlich, die Zielgruppe(n) 
in ihrer Diversität selbst einzubinden. Denn nur so kann 
sichergestellt werden, dass EU‑Migrant:innen selbst über 
ihre Integrationswege bestimmen können. Darüber hinaus 
sind ehrenamtlich Engagierte, die in unmittelbarem Kontakt 
zur Zielgruppe stehen, ebenso wie Vertreter:innen der oben 
genannten Institutionen einzubeziehen. 

Wichtig ist dabei, zunächst ein gemeinsames Verständnis 
der Herausforderungen und Ziele in der eigenen Kommune 
zu erarbeiten, um darauf aufbauend Maßnahmen und 
konkrete Schritte zu definieren, die die Besonderheiten 
und Konstellationen vor Ort berücksichtigen. Vielfältige 
Problemlagen im Abgleich mit unterschiedlichen Akteur:in‑
nengruppen zu priorisieren, ist ein Aushandlungsprozess 
zwischen Integrationsakteur:innen, EU‑Migrant:innen, 
Arbeitgebenden und Zivilgesellschaft.  

Beispiele für in Netzwerken koordinierte Maßnahmen sind 
die Finanzierung oder Bereitstellung von Räumlichkeiten für 
Sprachkurse durch Unternehmen, die gemeinsame Kon‑ 
zeption von Sprachkursangeboten, die auf die Arbeitszeiten 
der Sprachkursteilnehmenden abgestimmt sind, oder die 
Organisation von Sprachmittlungsangeboten für beste‑
hende Beratungsangebote. Darüber hinaus können gemein‑
sam Wohnverhältnisse verbessert und neuer Wohnraum 
geschaffen werden. 

Rückendeckung der Politik sichern! Politische Ent‑
scheidungsträger:innen frühzeitig einbinden 
Ansätze zur Integration von EU‑Migrant:innen haben größere 
Erfolgschancen, wenn sie durch die Verwaltungsspitzen der 
Kreisverwaltung sowie der kreisangehörigen Kommunen  
Unterstützung erfahren. Um politische Akteur:innen für die 
Bedarfe von EU‑Migrant:innen zu sensibilisieren, müssen 
diese frühzeitig und aktiv in Prozesse einbezogen werden. 
Nur dann sind sie in der Lage, die Entwicklungsprozesse zu 
bewerten und gezielt zu unterstützen. Hierfür müssen  
zentrale Akteur:innen davon überzeugt werden, dass EU‑ 
Migrant:innen Teil der lokalen Gesellschaft sind – und sogar 
Teil der lokalen wahlberechtigten Bevölkerung – und damit 
von Relevanz für viele lokalpolitische Entscheidungen. 

So ist es z. B. im Landkreis Oldenburg gelungen, Bürger‑
meister:innen und Geschäftsführer:innen großer lokaler Un‑
ternehmen an einen Tisch zu bringen, um gemeinsam nach 
Lösungsmöglichkeiten für die Integration von EU‑Migrant:in‑
nen zu suchen. Die Maßnahmen, die in diesem Kreis – in 
einem durchaus aufwendigen Prozess – entwickelt werden, 
haben durch die hochrangige Rückendeckung gute Aussich‑
ten auf eine erfolgreiche Umsetzung.

Um politische Entscheidungsträger:innen für Projekte 
und Prozesse zu gewinnen, die auf die Integration von 
EU‑Migrant:innen abzielen, ist es zudem ratsam, die eigenen 
Ziele an lokale Narrative anzuschließen, d. h. einen Bezug 
zu lokalen Debatten, Werten oder Projekten herzustellen. 
Dies kann die Einrichtung eines neuen Industriegebiets, 
die Stärkung der Kommune als Tourismusziel oder auch die 
 Förderung bezahlbaren Wohnraums sein. Wichtig ist auch 
hier der gesamtgesellschaftliche Fokus: Wirtschaftsförde‑
rung und Wohnraum sind Themen, die alle Mitglieder einer 
Gemeinschaft betreffen – so auch EU‑Migrant:innen, die 
z. B. in der Tourismus‑ oder Baubranche arbeiten.
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Keine Angst vor Veränderungen! Evaluation und 
 Anpassungsbedarfe mitdenken 
Auch langfristig angelegte Projekte, Strategien und Prozesse 
müssen fortwährend evaluiert und angepasst werden. Um 
diese Anpassungsbedarfe schnellstmöglich zu erheben und 
ihnen begegnen zu können, ist es wichtig, Reflexions‑ und 
Evaluationsphasen für Maßnahmen ebenso wie für Strate‑
gien einzuplanen. 

Im Falle der EU‑Migrant:innen bedeutet das beispielsweise, 
dass sich Integrationsangebote mit den vor Ort lebenden 
Personen und ihren Lebensbedingungen wandeln müssen: 
Wenn die Fluktuation von EU‑Migrant:innen hoch ist, ist 
es nicht sinnvoll, langfristig angelegte Angebote vorzu‑
halten, die einen jahrelangen Aufenthalt in der Kommune 
voraus setzen. Sprachkurse wie „Deutsch im Alltag“ sind 
hingegen wirkungsvolle Instrumente, die eine Basis für 
mehr Austausch und Begegnung schaffen können. Derartige 
Angebote müssen an die Lebens‑ und Arbeitsbedingungen 
der Migrant:innen angepasst sein, um den oben genannten 
Ausschluss durch Arbeit zu vermeiden.

Diese Phasen zur Reflexion bestehender Angebote sollten  
inklusiv und partizipativ gestaltet sein und allen Akteur:innen 
aus Verwaltung, Wirtschaft und Zivilgesellschaft ebenso wie 
Bürger:innen und Zugewanderten die Möglichkeit bieten, 
sich einzubringen. Reflexionsprozesse müssen ergebnisof‑
fen und niedrigschwellig angelegt sein, d. h. nicht darauf 
abzielen, ideale Maßnahmen zu konzi pieren, sondern ge‑
meinsame Handlungsoptionen zu erarbeiten. Die Rahmen‑
bedingungen für einen ergebnisoffenen Austausch aller Ak‑
teur:innen zu schaffen, ist die Grundvoraussetzung für eine 
akteurs‑ und institutionsübergreifende Zusammenarbeit. 

Das Rad nicht neu erfinden! Angebote zielgruppen‑
übergreifend ausweiten 
Viele Kommunen verfügen bereits über ein vielfältiges  
Portfolio von Integrations‑ und Beratungsangeboten für  
Zugewanderte, insbesondere für Geflüchtete. Auch 
EU‑Migrant:innen könnten von vielen dieser Angebote pro‑
fitieren. Anstatt Parallelstrukturen für diese Zielgruppe 
zu etablieren, sollten bestehende Strukturen wann immer 
möglich für EU‑Migrant:innen geöffnet werden. Implemen‑
tiert eine Kommune ein Integrationskonzept, kann in einem 
ersten Schritt geprüft werden, welche Maßnahmen auch für  
EU‑Migrant:innen anschlussfähig und attraktiv sind. Liegt 
(noch) kein Integrationskonzept vor, sollten Integrationsak‑
teur:innen aufmerksam reflektieren, wo sich übergreifende 
Bedarfe auftun, und Integrationsmaßnahmen so planen, 
dass sie möglichst vielen unterschiedlichen Zielgruppen 
zugutekommen – auch nicht zugewanderten Menschen.

Divers kommunizieren! Medien‑ und Öffentlichkeits‑
arbeit gezielt einsetzen 
EU‑Migrant:innen insbesondere aus südosteuropäischen 
Ländern sehen sich häufig mit Vorurteilen und Fehlannahmen 
seitens der nicht zugewanderten Lokalbevölkerung konfron‑
tiert. Ein zentraler Schritt, um diesen Wahrnehmungen und 
Einschätzungen entgegenzutreten, ist das Ermöglichen von 
Alltagsbegegnungen. Darüber hinaus ist jedoch auch eine 
gezielte Medien‑ und Öffentlichkeitsarbeit wichtig, um  
die Lebensrealitäten unterschiedlicher Gruppen von EU‑ 
Migrant:innen sichtbar zu machen und zugleich fakten‑
basierte Aussagen in die emotional aufgeladene Debatte  
um EU‑Migration einzubringen. 

Denkstrukturen aufzubrechen und Vorurteile zu entkräften, 
ist ein langwieriger Prozess. Er erfordert neben einer kon‑
sistenten, engagierten Öffentlichkeitsarbeit, die Themen 
wie transkulturelles Verständnis und Antirassismus fördert, 
auch ein aktives positives (Re‑)Framing der Debatten um 
EU‑Migration auf allen Ebenen. Doch das Engagement lohnt 
sich: Eine mobilisierte Öffentlichkeit hat das Potenzial, 
politischen Druck zu erzeugen und Handlungsoptionen zu 
ermöglichen. Gelingen kann dies z. B. durch Erzählungen 
 lokaler Erfolgsgeschichten, die Persönlichkeiten mit und 
ohne Migrationsgeschichte vorstellen und ihre Errungen‑
schaften für die lokale Gesellschaft in den Mittelpunkt 
 stellen. Wichtig ist auch in der Medien‑ und Öffentlichkeits‑
arbeit, verbindende Elemente zwischen nicht zugewander‑
ter Bevölkerung und EU‑Migrant:innen zu betonen. Dies 
 können z. B. gemeinsame Bedarfe wie bezahlbarer Wohn‑
raum sein. Auch in der sprachlichen Ausgestaltung der 
Medien‑ und Öffentlichkeitsarbeit ist dieses verbindende 
Element wichtig, um eine ausgrenzende „Wir und die“‑ 
Rhetorik zu vermeiden. 

Zuletzt ist es auch mit Blick auf die lokal fokussierte  
Medien‑ und Öffentlichkeitsarbeit wichtig, die Problem‑
lagen, Debatten und Bedürfnisse vor Ort gut zu kennen,  
um daran strategisch Informationen und Berichte 
anzuknüpfen.
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Infobox 2

Ideen für Arbeitgeber:innen
 
Sollen Fachkräfte gewonnen, vakante Stellen dauerhaft besetzt, eine hohe Fluktuation unter den 
beschäftigten EU‑Migrant:innen verhindert und ein konstruktives Arbeitsklima geschaffen werden, gilt 
es, die soziale Teilhabe von EU‑Migrant:innen vor Ort zu stärken. Hierzu können auch Arbeitgebende  
als Integrationsakteur:innen einen Beitrag leisten. 

1.  Beratungs‑ und Informationsangebote – auch für EU‑Migrant:innen – gibt es bereits in vielen Kommunen. 
Daher ist die Zusammenarbeit mit haupt‑ und ehrenamtlichen Integrationsakteur:innen im Landkreis 
förderlich, um auf Vorhandenes zurückgreifen zu können, Expertisen einzuholen und gemeinsam neue 
Wege zu gehen.18 

2.  Ein erster Schritt kann die Bereitstellung von mehrsprachigen Informationen zu kommunalen Beratungs‑  
und Freizeitangeboten sein. Diese können bei den zuständigen kommunalen Integrationsbeauftragten, 
Beratungsstellen oder zivilgesellschaftlichen Akteur:innen angefragt und allen Beschäftigten zur 
Verfügung gestellt werden. 

3.  Der Austausch zwischen Arbeitgeber:innen und den im Unternehmen beschäftigten EU‑Migrant:innen 
ist zudem zentral, um einerseits Wertschätzung zu signalisieren und andererseits Bedarfe in Erfah‑
rung zu bringen. Dies ist als ein Prozess des „Voneinander‑übereinander‑Lernens“ zu verstehen und 
anzugehen. 

4.  Begegnungs‑ und Austauschgelegenheiten beschränken sich nicht allein auf den Arbeitsort. Auch 
der Kontakt zur Lokalbevölkerung bzw. zur gesamten Belegschaft sollte ermutigt und gefördert 
 werden – z. B. durch die Koordination gemeinschaftlicher Freizeitaktivitäten wie Sportwettbewerbe 
für Mitarbeiter:innen, gemeinsame Ausflüge zu Sehenswürdigkeiten der Region oder Austauschfor‑
mate beim gemeinsamen Mittagessen. Dabei sind auch die Familienangehörigen der beschäftigten 
EU‑Migrant:innen mitzudenken.

5.  Interaktion erfordert eine gemeinsame Sprache. Arbeitnehmer:innen sind jedoch häufig nicht in der 
Lage, einen Sprachkurs mit ihrem Berufsalltag zu vereinbaren. Hier können betriebliche Sprachkurs‑
angebote helfen, die beispielsweise an den Schichtbetrieb angepasst sind. 

18  Siehe hierzu auch die Empfehlungen von Schammann et al. (2021: 28 f.).
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Land.Zuhause.Zukunft – ein Programm der Robert Bosch Stiftung  
und der Universität Hildesheim

„Land.Zuhause.Zukunft – Integration und Teilhabe von Neuzuwanderern in  
ländlichen Räumen“ will erreichen, dass Neuzugewanderte ein selbstverständ‑
licher Teil der Gesellschaft in ländlichen Räumen werden. Die aktive Gestaltung 
von Einwanderung ist eine Chance für Politik, Verwaltung, Zivilgesellschaft  
und Wirtschaft, attraktive Bleibeperspektiven für Zugewanderte zu schaffen.  
Ziel von Land.Zuhause.Zukunft ist es, ländliche Akteur:innen bei der Entwicklung 
innovativer Ansätze und Strategien in der Integrationspolitik zu unterstützen.  
Das Programm soll zudem die aktive Vernetzung aller teilnehmenden Kommunen 
untereinander sowie den Austausch über gute Praxis stärken. Darüber hinaus  
sollen politische Entscheidungsträger:innen auf Landes‑ und Bundesebene 
sowie kommunale Expert:innen für die Bedarfe, Herausforderungen und Res‑
sourcen ländlicher Kommunen sensibilisiert werden. Das Programm will zudem 
erreichen, dass Neuzugewanderte in diesem Zusammenhang als wichtige  
Akteur:innen bei der Gestaltung einer offenen Integrationspolitik wahrgenommen 
werden und beteiligt sind.

 
www.land‑zuhause‑zukunft.de

Über die Forschungsgruppe Migrationspolitik an der Universität Hildesheim
Die Forschungsgruppe Migrationspolitik an der Universität Hildesheim befasst sich seit einigen  
Jahren mit der Gestaltung von Migration auf verschiedenen politischen Ebenen, mit einem 
besonderen Fokus auf migrationspolitischen Gestaltungsspielräumen von Städten, Gemeinden 
und Landkreisen. Sie verfügt über Netzwerke mit verschiedenen Akteur:innen aus der Praxis 
sowie über langjährige Kontakte zu verschiedenen Institutionen auf Landes‑, Bundes‑ und EU‑
Ebene. Die Forschungs‑ und Transferstelle Migrationspolitik stellt dabei die Schnittstelle der 
Forschungsgruppe Migrationspolitik zwischen Wissenschaft und Praxis dar. Hier ist auch das 
Programmbüro von Land.Zuhause.Zukunft angesiedelt.
www.uni‑hildesheim.de/migrationspolitik

Über die Robert Bosch Stiftung
Die Robert Bosch Stiftung GmbH gehört zu den großen, unternehmensverbundenen Stiftungen 
in Europa. Sie arbeitet in den Fördergebieten Gesundheit, Bildung und Globale Fragen. Mit ihrer 
gemeinnützigen Tätigkeit trägt sie zur Entwicklung tragfähiger Lösungen für gesellschaftliche 
Herausforderungen bei. Dazu setzt sie eigene Projekte um, geht Allianzen mit Partner:innen ein 
und fördert Initiativen Dritter. Seit ihrer Gründung 1964 hat die Robert Bosch Stiftung rund  
1,9 Milliarden Euro für ihre gemeinnützige Arbeit ausgegeben.
www.bosch‑stiftung.de
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